
Beilage 825/2006 zum kurzschriftlichen Bericht
des Oö. Landtags, XXVI. Gesetzgebungsperiode

Bericht
des Ausschusses für Umweltangelegenheiten
betreffend das Landesgesetz, mit dem das Oö. Umweltschutzgesetz
1996 geändert wird
(Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2006)

[Landtagsdirektion: L-253/5-XXVI,
miterl. Beilage 717/2005]

A. Allgemeiner Teil

I. Anlass und Inhalt des Gesetzentwurfs

1. Das Oö. Umweltschutzgesetz 1996, LGBl. Nr. 84/1996, zuletzt geändert
durch das Landesgesetz LGBl. Nr. 83/2002, in der Fassung der
Kundmachung LGBl. Nr. 152/2002 ist in seiner Stammfassung am 1.
Oktober 1996 in Kraft getreten. Die zwischenzeitige Rechtsentwicklung, die
Erfahrungen aus der Vollziehung und die Rechtsprechung der Gerichtshöfe
öffentlichen Rechts erfordern einige Änderungen und Anpassungen dieses
Landesgesetzes.

2. Als wesentliche Punkte dieses Gesetzentwurfs sind anzuführen:

2.1 Umsetzung der Umweltinformationsrichtlinie (Richtlinie 2003/4/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Jänner 2003 über den
Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen, ABl. Nr. L 041 vom
14.2.2003, S. 26):

Am 25. Juni 1998 hat die Europäische Gemeinschaft das Übereinkommen
der UN-Wirtschaftskommission für Europa über den Zugang zu
Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und
den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten ("Übereinkommen von
Aarhus") unterzeichnet. Zur Anpassung des Informationsteils dieses
Übereinkommens wurde die Umweltinformationsrichtlinie erlassen. Darüber
hinaus sollten durch die Richtlinie 2003/4/EG die bei der praktischen
Anwendung der Richtlinie 90/313/EWG festgestellten Mängel behoben
werden und an Weiterentwicklungen im Bereich der
Informationstechnologien angepasst werden, um eine Richtlinie "der
zweiten Generation" zu schaffen, die den Wandel beim Erzeugen, Sammeln,
Speichern und Übertragen von Informationen widerspiegelt. Der durch die
Richtlinie 2003/4/EG erweiterte Zugang der Öffentlichkeit zu
umweltbezogenen Informationen und die Verbreitung dieser Informationen
tragen dazu bei, das Umweltbewusstsein zu schärfen, einen freien
Meinungsaustausch und eine wirksamere Teilnahme der Öffentlichkeit an
Entscheidungsverfahren in Umweltfragen zu ermöglichen und letztendlich so
den Umweltschutz zu verbessern.

Durch die vorliegende Novelle ergeben sich insbesondere folgende
Änderungen:

- Es wird sichergestellt, dass möglichst umfassend Informations- und
Kommunikationstechnologien verwendet werden.

- Der Begriff der Umweltinformationen wird eingeführt. Die Informationen,
die mitgeteilt werden müssen, werden ausgeweitet und präzisiert.

- Der Kreis der auskunftspflichtigen Stellen wird erweitert; diese Stellen
werden als "informationspflichtige Stellen" bezeichnet.
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- Umweltinformationen, die von anderen Stellen für informationspflichtige
Stellen bereitgehalten werden, werden einbezogen.

- Die Frist für die Zugänglichmachung der Informationen wird auf einen
Monat herabgesetzt (bisher acht Wochen); bei umfangreichen und
komplexen Informationen kann die Frist auf bis zu zwei Monate verlängert
werden.

- Bei der Ablehnung der Bekanntgabe von Umweltinformationen ist nunmehr
eine Abwägung des öffentlichen Interesses an der Bekanntgabe gegenüber
dem Interesse an der Ablehnung der Bekanntgabe vorzunehmen.

- Informationspflichtige Stellen können auch andere Einrichtungen als
Verwaltungsbehörden sein. Diese Einrichtungen können keine Bescheide
erlassen, wenn sie ein Informationsbegehren ablehnen. Für diesen Fall soll
der Rechtsschutz geregelt werden.

- Es werden Qualitätserfordernisse für Umweltinformationen aufgenommen.

 

2.2 Umsetzung der Umgebungslärmrichtlinie (Richtlinie 2002/49/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2002 über die
Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm, ABl. Nr. L 189 vom
18.7.2002, S. 12):

Die vorliegende Novelle soll für den Bereich des Landes die wesentlichen
Eckpunkte und Instrumente der Umgebungslärmrichtlinie in landesrechtliche
Vorschriften umsetzen. Der operative Kerninhalt der
Umgebungslärmrichtlinie ist die Einführung von so genannten "strategischen
Umgebungslärmkarten", mit denen Flächen bzw. Zonen, in denen sich
bestimmte Lärmquellen befinden, mit den Lärmpegeln und der Ausbreitung
des Lärms dargestellt werden sollen.

Durch die vorliegende Novelle ergeben sich folgende Änderungen:

- Für Umgebungslärm, der von IPPC-Anlagen in Ballungsräumen herrührt,
sind Lärmbewertungen durchzuführen und auf dieser Grundlage eine
strategische Teil-Umgebungslärmkarte zu erstellen.

- Auf Grundlage dieser strategischen Teil-Umgebungslärmkarten sind Teil-
Aktionspläne zu erstellen, in denen Maßnahmen zur Verminderung von
hohem Umgebungslärm ebenso enthalten sein sollen, wie allfällige Schritte
zum Schutz von ruhigen Gebieten.

- Die Öffentlichkeit ist in die Erarbeitung der strategischen Teil-
Umgebungslärmkarten und der Teil-Aktionspläne einzubinden.

2.3 Umsetzung der Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie (Richtlinie
2003/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003
über die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter
umweltbezogener Pläne und Programme und zur Änderung der Richtlinien
85/337/EWG und 96/61/EG des Rates in Bezug auf die
Öffentlichkeitsbeteiligung und den Zugang zu Gerichten, ABl. Nr. L 156 vom
25.6.2003, S. 17):

Die Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie hat unter anderem die Richtlinie
96/61/EG (die so genannte "IPPC-Richtlinie") an die Anforderungen des
UN/ECE-Übereinkommens über den Zugang zu Informationen, die
Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu
Gerichten in Umweltangelegenheiten ("Aarhus-Übereinkommen")
angepasst. Als wesentliche Neuerung durch die Novelle ist vor allem die
Beteiligung von Nichtregierungsorganisationen ("Umweltorganisationen") an
IPPC-Verfahren mit der Möglichkeit, Rechtsmittel zu erheben, zu nennen.



2.4 Umsetzung der Seveso II-Änderungsrichtlinie (Richtlinie
2003/105/EG zur Änderung der Richtlinie 96/82/EG zur Beherrschung der
Gefahren bei schweren Unfällen mit gefährlichen Stoffen, ABl. Nr. L 345
vom 31.12.2003, S. 97):

Mit der Seveso II-Änderungsrichtlinie wurde den mit der Seveso II-
Richtlinie bisher gewonnenen Erfahrungen Rechnung getragen. Zur
Umsetzung sind zusätzliche Informationspflichten von Inhaberinnen und
Inhabern von Betrieben im Sinn des § 39 Abs. 1 zu verankern.

2.5 Schaffung einer Verordnungsermächtigung zur Umsetzung
anlagenbezogener Richtlinien.

Unmittelbarer Anlass ist die VOC-Richtlinie (Richtlinie 1999/13/EG des
Rates vom 11. März 1999 über die Begrenzung von Emissionen flüchtiger
organischer Verbindungen, die bei bestimmten Tätigkeiten und in
bestimmten Anlagen bei der Verwendung organischer Lösungsmittel
entstehen, ABl. Nr. L 85 vom 29.3.1999, S. 1). Darüber hinaus soll auch für
künftige Richtlinien, soweit deren Umsetzung in die Landeskompetenz fällt,
eine entsprechende Verordnungsermächtigung geschaffen werden.

3. Die Bestimmungen der vorliegenden Novelle wurden - soweit möglich -
mit den bundesgesetzlichen Umsetzungsbestimmungen harmonisiert.

4. Der vorliegende Gesetzentwurf enthält keine Verfassungsbestimmungen.
Eine Mitwirkung von Bundesorganen im Sinn des Art. 97 Abs. 2 B-VG ist
nicht vorgesehen.

 

II. Kompetenzgrundlagen

Die Umsetzung der Umweltinformationsrichtlinie, der
Umgebungslärmrichtlinie, der Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie, der
Seveso II-Änderungsrichtlinie sowie der VOC-Richtlinie liegt nach der
bundesstaatlichen Kompetenzverteilung sowohl beim Bund als auch bei den
Ländern.

Die Umsetzung der Umweltinformationsrichtlinie erfolgte, soweit sich die
Umweltinformation auf Angelegenheiten bezieht, die in Gesetzgebung
Bundessache sind, durch das Bundes-Umweltinformationsgesetz. Mit der
vorliegenden Novelle des Oö. Umweltschutzgesetzes 1996 soll die
Zugänglichmachung jener Umweltinformationen, über die eine
informationspflichtige Stelle auf Grund der Vollziehung landesgesetzlich
übertragener Aufgaben verfügt, geregelt werden.

Die Umgebungslärmrichtlinie wurde auf Bundesebene durch das Bundes-
Umgebungslärmschutzgesetz umgesetzt. Dieses Gesetz regelt unter
anderem auch jenen Umgebungslärm im Freien, dem Menschen durch
Aktivitäten auf Geländen für industrielle Tätigkeiten mit Anlagen im Sinn der
Anlage 3 der Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), Anlagen im Sinn der §§
121 bis 121e Mineralrohstoffgesetz (MinroG) oder Anlagen, bei deren
Genehmigung § 5 Abs. 3 Emissionsschutzgesetz für Kesselanlagen (EG-K)
anzuwenden ist, ausgesetzt sind. Die Umsetzung der Richtlinie für jene
IPPC-Anlagen, zu deren Regelung der Landesgesetzgeber berufen ist,
erfolgt durch die vorliegende Novelle des Oö. Umweltschutzgesetzes 1996.
Die Vermeidung von Lärmemissionen anderer von der Richtlinie erfasster
Lärmverursacher bleibt, sofern keine bundesgesetzliche Kompetenz
gegeben ist (z.B. bei Verkehrslärm auf Landes- und Gemeindestraßen),
weiteren landesgesetzlichen Regelungen vorbehalten.

Landeskompetenzen sind durch die Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie
sowie die Seveso II-Änderungsrichtlinie nur dann berührt, wenn die von
den Richtlinien erfassten Betriebe nicht gewerblich betrieben werden oder



nicht unter das (Bundes-)Abfallwirtschaftsgesetz 2002 (AWG 2002) oder
das MinroG fallen. Im Übrigen besteht eine Zuständigkeit der
Landesgesetzgebung jedenfalls nur insoweit, als damit nicht in die
Kompetenzen des Bundes, insbesondere im Bereich der Luftreinhaltung und
des Wasserrechts eingegriffen wird.

Zur vollständigen Umsetzung der VOC-Richtlinie werden durch die
vorliegende Novelle jene Lackieranlagen geregelt, die nicht den
Bestimmungen der GewO 1994 unterliegen.

 

III. Finanzielle Auswirkungen

Aus den Bestimmungen dieses Gesetzentwurfs wird voraussichtlich weder
dem Bund, dem Land Oberösterreich noch den Gemeinden ein
nennenswerter Mehraufwand erwachsen.

Einerseits besteht grundsätzlich keine Verpflichtung, zusätzliche
Umweltinformationen zu erheben, andererseits sind entsprechende
Lärmdaten bereits vorhanden. Mangels nicht gewerblicher IPPC-Anlagen im
Ballungsraum Linz wird die Erstellung von Teil-Umgebungslärmkarten und
Teil-Aktionsplänen kaum einen Mehraufwand bewirken.

Die Änderungen des Anlagenrechts führen ebenfalls zu keinen
nennenswerten Erhöhungen, da nicht gewerbliche IPPC- und Seveso II-
Anlagen in der Praxis kaum Verhandlungsgegenstand sind. Sollte ein
Verfahren zur Genehmigung einer IPPC-Anlage durchzuführen sein,
verursachen die geänderten Kundmachungsvorschriften (Bekanntgabe des
Antrags sowie der Entscheidung in Tageszeitungen) entsprechend der IPPC-
Richtlinie in der Fassung der Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie lediglich
Kosten, zu deren Tragung grundsätzlich der Antragsteller verpflichtet ist.
Der Behördenaufwand durch Veranlassung der Kundmachung ist
vernachlässigbar. Auch die Anpassung an die Seveso II-Änderungsrichtlinie
betrifft nur Pflichten des Betriebsinhabers. Auf Bundesebene wurde
festgestellt, dass durch die neuen Stoffbezeichnungen und Mengenschwellen
in der Seveso II-Änderungsrichtlinie keine nennenswerte Erhöhung der
Kosten zu erwarten ist. Es ist daher anzunehmen, dass auch auf
Landesebene die Seveso II-Änderungsrichtlinie für nicht dem
Gewerberegime unterliegende Seveso II-Anlagen keine Kostenerhöhung
bewirkt. Ebenso wenig wird die Umsetzung der VOC-Richtlinie eine
nennenswerte Belastung darstellen, da diesbezügliche Anlagen
hauptsächlich gewerblich betrieben werden und daher wenige Anlagen (z.B.
in Fachschulen, Straßenmeistereien) dem Oö. Umweltschutzgesetz 1996
unterliegen.

 

IV. EU-Konformität

Die vorliegende Novelle des Umweltschutzgesetzes 1996 widerspricht
keinen zwingenden gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen. Vielmehr dient
sie gerade der vollständigen Umsetzung der Umweltinformationsrichtlinie,
der Umgebungslärmrichtlinie, der Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie, der
Seveso II-Änderungsrichtlinie sowie der VOC-Richtlinie.

 

V. Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft

Dieses Landesgesetz hat keine unterschiedlichen Auswirkungen auf die
verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, insbesondere auf Frauen und
Männer.

 



B. Besonderer Teil

Zu Art. I Z. 3 (§ 1 Abs. 1):

Durch die Neuformulierung wird den Zielen der Umweltinformationsrichtlinie
Rechnung getragen.

 

Zu Art. I Z. 4 (§ 1 Abs. 1a):

Durch die Erweiterung der Gesetzesziele wird den Intentionen der
Umgebungslärmrichtlinie Rechnung getragen. Im Rahmen der Zuständigkeit
des Landes nach Art. 15 Abs. 1 B-VG werden nichtgewerblich betriebene
Anlagen, die in der Anlage 3 zur GewO 1994 angeführt sind (so genannte
IPPC-Anlagen), als Lärmverursacher nach der Umgebungslärmrichtlinie
erfasst. Tätigkeiten in Zusammenhang mit dem Betreiben dieser Anlagen in
Ballungsräumen sind daher im Oö. Umweltschutzgesetz 1996 zu regeln.

Die vorgesehenen Umgebungslärmerhebungen und planerischen
Maßnahmen bis hin zu den in Teil-Aktionsplänen vorzusehenden
beabsichtigten Maßnahmen beziehen sich daher immer nur auf diese
aufgezählte Lärmquelle beziehungsweise hinsichtlich der Darstellung der
Lärmpegelsituation auf die Umgebungszonen, in denen der Lärm aus der
genannten Quelle einen bestimmten Pegelwert erreicht. Sie beziehen sich
auf ruhige Gebiete insoweit, als für diese Planungen zu ihrem Schutz erstellt
werden sollten.

 

Zu Art. I Z. 6 (§ 1 Abs. 2b):

Der Va. Abschnitt gilt nicht nur für die diesem Landesgesetz unterliegenden
IPPC-Anlagen, sondern darüber hinaus auch für sonstige Anlagen, von
denen Emissionen ausgehen und die nicht der Gesetzgebungskompetenz
des Bundes unterliegen.

 

Zu Art. I Z. 7 (§ 1 Abs. 3):

Die Bestimmung entspricht dem geltenden Recht, die Neufassung dient
lediglich der Anpassung der Verweise auf die bundesrechtlichen
Vorschriften.

Zu beachten ist, dass IPPC-Anlagen, die keiner sonstigen bundesrechtlichen
Regelung hinsichtlich Luftreinhaltung unterliegen, gemäß § 21a
Immissionsschutzgesetz - Luft (IG-L) genehmigungspflichtig sind und
insoweit vom Anwendungsbereich des Oö. Umweltschutzgesetzes 1996
ausgenommen sind. Über die Luftreinhaltung hinausgehende Bestimmungen
des Oö. Umweltschutzgesetzes 1996 bleiben unberührt.

 

Zu Art. I Z. 9 (§ 1a Abs. 2 Z. 7):

Die ergänzende Klarstellung, wann jedenfalls eine wesentliche Änderung
vorliegt, erfolgt in Umsetzung des Art. 2 Z. 10 lit. b der IPPC-Richtlinie in
der Fassung der Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie.

 

Zu Art. I Z. 10 (§ 1a Abs. 2 Z. 10 bis 18):

Durch die Z. 10 bis 18 wird Art. 3 der Umgebungslärmrichtlinie umgesetzt.
Die Definitionen entsprechen den Legaldefinitionen der §§ 3 und 4 Bundes-



Umgebungslärmschutzgesetz (Bundes-LärmG), BGBl. I Nr. 60/2005, mit der
Maßgabe, dass das Oö. Umweltschutzgesetz 1996 nur jenen
Umgebungslärm erfasst, der von "Geländen für industrielle Tätigkeiten"
ausgeht.

Der Ausdruck "Gelände für industrielle Tätigkeiten" in Z. 14 wurde aus Art.
3 lit. a der Umgebungslärmrichtlinie übernommen und bezeichnet dort
bestimmte Anlagen bzw. Anlagenteile sowie die in solchen Anlagen
ausgeführten Tätigkeiten, soweit sie von der Richtlinie 96/61/EG über die
integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung
("IPPC-Richtlinie") erfasst werden. Unter Bedachtnahme auf die
Kompetenzen des Bundesgesetzgebers fallen daher - von den zahlreichen
Gewerbe- und Industriebetrieben in Österreich - nur jene IPPC-Anlagen
unter den Anwendungsbereich des Oö. Umweltschutzgesetzes 1996, die
nicht gewerblich betrieben werden. Für die Lärmerhebung und alle darauf
aufbauenden Maßnahmen ist - gemeinschaftsrechtskonform - zusätzliche
Voraussetzung, dass sich die IPPC-Anlage in einem Ballungsraum befindet.

In Oberösterreich gibt es gemäß § 11 der in Vorbereitung befindlichen
Bundes-Umgebungslärmschutzverordnung einen "Ballungsraum Linz" mit
weniger als 250.000 Einwohnern, der die Gemeindegebiete Linz und Traun
umfasst. Die Legaldefinition des "Ballungsraums Linz" in Z. 12 stellt daher
in Übereinstimmung mit dem Bundesrecht auf die Gemeindegebiete Linz
und Traun ab.

 

Zu Art. I Z. 11 (§§ 13 bis 17):

Damit sämtliche von der Richtlinie 2003/4/EG vorgegebenen
Umweltinformationen der Zugangsverpflichtung unterliegen, wurde der
Umweltinformationsbegriff des Art. 2 nahezu wörtlich in § 13 übernommen.
Dadurch wird auch sichergestellt, dass die Definition der
Umweltinformationen des Art. 2 des Übereinkommens von Aarhus, die
ihrerseits von dieser Richtlinie zum Großteil wortgetreu übernommen wurde,
mit ihren Zielen Eingang in diese Novelle findet.

Die Bestimmungen sind den bundesrechtlichen Vorschriften der §§ 4 Abs. 1,
5 und 6 Umweltinformationsgesetz (UIG), BGBl. Nr. 495/1993, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I. Nr. 6/2005, im Wesentlichen
nachgebildet. Dem Anwendungsbereich des Landesgesetzes unterliegen
Umweltinformationen nur soweit, als sie sich auf Angelegenheiten beziehen,
die in Gesetzgebung Landessache sind. Dazu zählen auch jene
Angelegenheiten, für die das Land Ausführungsgesetze nach Art. 12 B-VG
erlässt. Informationspflichtig sind nach § 14 Abs. 1 Z. 1 neben den
Verwaltungsbehörden auch Beliehene, die durch Gesetz oder einen
innerstaatlich unmittelbar wirksamen internationalen Rechtsakt übertragene
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnehmen, sowie gesetzlich
eingerichtete Beratungsorgane. Unter "innerstaatlich unmittelbar wirksamen
internationalen Rechtsakten" sind Verordnungen der Europäischen Union zu
verstehen. Durch Z. 3 werden insbesondere Körperschaften öffentlichen
Rechts erfasst, die gesetzlich übertragene Aufgaben im Zusammenhang mit
der Umwelt ausüben, wie etwa die Bezirksabfallverbände und die
Landesabfallverbände nach dem Oö. Abfallwirtschaftsgesetz 1997 oder die
Gemeindeverbände, sofern sie gesetzlich übertragene Aufgaben im
Zusammenhang mit der Umwelt besorgen. Die Oö. Umweltanwaltschaft ist
gemäß der Z. 4 informationspflichtig. Durch Z. 5 werden insbesondere auch
jene Personen erfasst, derer sich die Gebietskörperschaften zur Erfüllung
einer öffentlichen Aufgabe bedienen, wie etwa jene Personen, die die
Gemeinde nach § 8 Abs. 10 Oö. AWG 1997 zur Sammlung von Hausmüll
heranzieht.

Hat die informationspflichtige Stelle Grund zur Annahme, dass durch die



Mitteilung der begehrten Informationen schutzwürdige Geschäfts- und
Betriebsgeheimnisse berührt sein könnten, hat die informationspflichtige
Stelle gemäß § 18 die Inhaberin oder den Inhaber des Geschäfts- oder
Betriebsgeheimnisses zu verständigen. Stimmt die oder der Betroffene der
Erteilung der begehrten Informationen nicht zu, hat die
informationspflichtige Stelle die Schutzwürdigkeit des Betriebs- und
Geschäftsgeheimnisses gegenüber den im § 17 Abs. 4 genannten
öffentlichen Interessen an der Bekanntgabe abzuwägen. Die Verständigung
nach § 18 kann nur dann unterbleiben, wenn von vornherein kein Zweifel
daran besteht, dass keine schutzwürdigen Geschäfts- und
Betriebsgeheimnisse berührt sein können.

 

Zu Art. I Z. 15 bis 19 (§ 19):

Die Anpassungen sind zur Umsetzung des Art. 6 der
Umweltinformationsrichtlinie notwendig und sind den bundesrechtlichen
Vorschriften nachgebildet.

§ 19 Abs. 3 entspricht im Wesentlichen der geltenden Rechtslage.
Änderungen ergeben sich lediglich dahingehend, dass das
bescheiderlassende Organ für jene Fälle festzulegen war, in denen eine
natürliche oder juristische Person zur Mitteilung von Umweltinformationen
verpflichtet ist (§ 14 Abs. 1 Z. 5). Die Zuständigkeit zur Bescheiderlassung
richtet sich nach der Ausübung der Kontrolle im Sinn des § 14 Abs. 2 über
die natürliche oder juristische Person. Üben mehrere Organe die Aufsicht (§
14 Abs. 2 Z. 1) aus, sind diese Organe jeweils im Rahmen ihrer Aufsicht zur
Bescheiderlassung zuständig. In allen nicht ausdrücklich geregelten Fällen -
etwa wenn die Oö. Umweltanwaltschaft informationspflichtige Stelle ist - ist
die Landesregierung zur Erlassung eines Bescheids zuständig.

 

Zu Art. I Z. 20 (§ 20):

Mit dieser Bestimmung wird Art. 7 der Umweltinformationsrichtlinie
umgesetzt. Der Text orientiert sich an § 9 UIG mit der Maßgabe, dass
Umweltzustandsberichte und Umweltkontrollberichte nicht landesgesetzlich
geregelt werden und daher auch keine Umweltinformationen im Sinn der
vorliegenden Novelle sind.

 

Zu Art. I Z. 21 (§ 21):

Das Fundstellenverzeichnis für Umweltdaten wurde im Zusammenhang mit
dem Umweltdatenkatalog auf Bundesebene eingerichtet. Da dieser
Umweltkatalog nunmehr auf Bundesebene nicht mehr weitergeführt wird,
wird im Sinn der Rechtsklarheit und Verwaltungsvereinfachung auch der
korrespondierende § 21 aufgehoben.

 

Zu Art. I Z. 22 (§ 22):

Mit dieser Bestimmung werden Art. 7 und 8 der
Umweltinformationsrichtlinie umgesetzt. Inhaltlich wurde § 11 UIG
nachgebildet.

 

Zu Art. I Z. 25 (§ 26 Abs. 1 Z. 22):

Mit dieser Bestimmung wird Art. 6 Abs. 1 der IPPC-Richtlinie in der Fassung
der Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie umgesetzt.



 

Zu Art. I Z. 26 und 27 (§ 28 Abs. 1 und 1a):

Die vorgeschlagene Neufassung trägt dem Art. 15 Abs. 1 in Verbindung mit
Anhang V der IPPC-Richtlinie in der Fassung der
Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie ("Zugang zu Informationen und
Beteiligung der Öffentlichkeit am Genehmigungsverfahren") und dem
geänderten Art. 17 der IPPC-Richtlinie ("Grenzüberschreitende
Auswirkung") Rechnung. Die Textierung entspricht § 356a Abs. 1 und 2
GewO 1994 in der Fassung der Gewerberechtsnovelle 2005, BGBl. I Nr.
85/2005.

 

Zu Art. I Z. 28 (§ 28 Abs. 4):

Mit der Änderung soll dem Art. 15 Abs. 5 in Verbindung mit Anhang V der
IPPC-Richtlinie in der Fassung der Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie
Rechnung getragen werden. Die Textierung entspricht § 77a Abs. 5 GewO
1994 in der Fassung der Gewerberechtsnovelle 2005, BGBl. I Nr. 85/2005.

 

Zu Art. I Z. 29 und 30 (§ 29 Abs. 2 und 3):

Die Änderungen dienen der Anpassung an Art. 15 Abs. 1 in Verbindung mit
Anhang V der IPPC-Richtlinie in der Fassung der
Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie ("Zugang zu Informationen und
Beteiligung der Öffentlichkeit am Genehmigungsverfahren") und dem
geänderten Art. 17 der IPPC-Richtlinie ("Grenzüberschreitende
Auswirkung").

 

Zu Art. I Z. 31 (§ 30 Z. 6 und 7):

Diese Bestimmung setzt die erforderliche Anpassung an Art. 2 der
Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie um.

 

Zu Art. I Z. 33 (§ 34 Abs. 3 und 4):

Diese Bestimmung setzt Art. 13 der IPPC-Richtlinie in der Fassung der
Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie um. Die Textierung orientiert sich an §
81b Abs. 2 und 4 GewO 1994 in der Fassung der Gewerberechtsnovelle
2005, BGBl. I Nr. 85/2005 sowie an § 57 Abs. 4 AWG 2002 in der Fassung
der AWG-Novelle 2004, BGBl. I Nr. 155/2004.

 

Zu Art. I Z. 34 (§§ 38a bis 38f):

Mit den Bestimmungen werden Art. 1 bis 9 der Umgebungslärmrichtlinie
umgesetzt. Die Textierung orientiert sich an den §§ 5, 6, 7 und 10 Bundes-
LärmG mit der Maßgabe, dass nur jener Umgebungslärm erfasst wird, der
von Geländen für industrielle Tätigkeiten in Ballungsräumen ausgeht. In
Oberösterreich gibt es gemäß § 11 Bundes-
Umgebungslärmschutzverordnung einen "Ballungsraum Linz" mit weniger
als 250.000 Einwohnern, der die Gemeindegebiete Linz und Traun umfasst.
Regelungen über Ballungsräume mit mehr als 250.000 Einwohnern
erübrigen sich daher auf landesgesetzlicher Ebene.

Zu § 38a:



Im Hinblick auf die mit dem Oö. Umweltschutzgesetz 1996 verfolgte
Zielsetzung, systematisch die von den in den Geltungsbereich dieses
Gesetzes fallenden Lärmquellen ausgehenden Belastungen zu erfassen und
zu dokumentieren (einschließlich der Einräumung des Informationszugangs
der Öffentlichkeit zu dieser Dokumentation) sowie darauf aufbauend
zweckmäßige Maßnahmen zu planen, sieht § 38a als ersten Schritt zwecks
Klarstellung, welche Lärmquellen konkret vom Geltungsbereich der
Umgebungslärmrichtlinie als umfasst anzusehen sind, die diesbezügliche
Bekanntgabe durch die zuständige Landesbehörde vor. Die Landesregierung
weist die Ergebnisse dieser Erhebungen in geeigneter Form aus und fasst
sie in einem Bericht zusammen, um diesen in Folge dem Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu übermitteln. Die
Frist für das festzulegende geographische Gebiet orientiert sich an der
nationalen Berichtspflicht an die Europäische Kommission gemäß Art. 7 Abs.
1 und 2 der Umgebungslärmrichtlinie.

Zu den §§ 38b bis 38d:

Bei der Umsetzung der Richtlinie auf Landesebene kann es sich nur um
strategische Teil-Umgebungslärmkarten handeln, da insbesondere für
Gelände von gewerblichen IPPC-Anlagen die jeweiligen strategischen Teil-
Umgebungslärmkarten gemäß § 6 Abs. 4 und 9 Bundes-LärmG vom
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit auszuarbeiten sind. Der
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft
hat die jeweiligen Teil-Umgebungslärmkarten zusammenzufassen und an
die Europäische Kommission weiterzuleiten.

In den Teil-Aktionsplänen sind Maßnahmen vorzusehen, wenn sich bei
Überschreitung der Schwellenwerte insbesondere unter Heranziehung der
Belästigungswirkungen und der Dosis-Wirkungs-Relationen ergibt, dass der
Umgebungslärm in bestimmten erhobenen Situationen schädliche
Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit haben kann, eine
unzumutbare Belästigung darstellen kann oder die Einhaltung geltender
Grenzwerte nicht gewährleistet erscheint.

Die Maßnahmen für Gelände von industriellen Tätigkeiten sind nach
Maßgabe der für die jeweilige Anlage anzuwendenden
Verwaltungsvorschriften vorzusehen. Vor der Definition von Maßnahmen für
IPPC-Anlagen ist zunächst zu prüfen, ob an der Grenze des
Betriebsgeländes dieser Anlage eine Überschreitung der Schwellenwerte
durch diese IPPC-Anlage festzustellen ist. Maßnahmen sind unter
Berücksichtigung aufrechter Genehmigungen sowie der Effizienz und
Verhältnismäßigkeit auszuwählen. Eine Verschärfung der in den relevanten
Materiengesetzen vorgesehenen Maßnahmen ist damit nicht beabsichtigt.

Da Teil-Aktionspläne auch Maßnahmen enthalten sollen, die gegebenenfalls
zur Aufrechterhaltung ausreichend ruhiger Gebiete in der Umgebung von
Lärmquellen notwendig sind, haben - gemeinschaftsrechtskonform - die
Teil-Aktionspläne für sämtliche Lärmquellen bei Bedarf auch Maßnahmen zu
nennen, die diesem Ziel dienen.

Rechtlich gesehen sind die Teil-Aktionspläne grundsätzlich als nicht
verbindliche Programme ohne Außenwirkung anzusehen, die die zukünftige
Arbeit bestimmter Behörden beschreibend darstellen sollen. Dennoch
können Teil-Aktionspläne einer Umweltprüfung im Sinn der Richtlinie
2001/42/EG über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne
und Programme ("SUP-Richtlinie"), ABl. Nr. L 197 vom 21.7.2001, S. 30, zu
unterziehen sein. Nach Art. 3 Abs. 2 der SUP-Richtlinie ist jedenfalls eine
strategische Umweltprüfung (SUP) dann durchzuführen (obligatorischer
Anwendungsbereich), wenn Pläne und Programme für Projekte, die in den
Anwendungsbereich der UVP-Richtlinie fallen, einen Rahmen für die
Genehmigung der Projekte bilden, oder bei denen auf Grund der
Auswirkungen auf FFH-Gebiete ein Verfahren nach Art. 6 Abs. 3 und 4 der



FFH-Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur
Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und
Pflanzen, ABl. Nr. L 206 vom 22.7.1992, in der Fassung der Richtlinie
97/62/EG des Rates vom 27. Oktober 1997, ABl. Nr. L 305 vom 8.11.1997)
erforderlich ist. Art. 3 Abs. 3 regelt bestimmte Ausnahmen: Demnach
bedürfen unter Abs. 2 fallende Pläne und Programme, die nur die Nutzung
kleiner Gebiete auf lokaler Ebene festlegen, sowie geringfügige Änderungen
von derartigen Plänen und Programmen einer Umweltprüfung nur dann,
wenn die Mitgliedsstaaten bestimmen, dass sie voraussichtlich erhebliche
Umweltauswirkungen haben.

In allen sonstigen Fällen, in denen sich die Pflicht zur Umweltprüfung nicht
bereits aus Abs. 1 (obligatorischer Anwendungsbereich) ergibt, sind die
Planungen nur dann einer Umweltprüfung zu unterziehen, wenn sie
voraussichtlich erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben (fakultativer
Anwendungsbereich gemäß Abs. 2). Die Feststellung erfolgt in Form einer
Umwelterheblichkeitsprüfung. Diese soll anhand einer am Anhang II der
SUP-Richtlinie bzw. den dort festgelegten Kriterien orientierten Prüfliste
durchgeführt werden. Das Ergebnis der Umwelterheblichkeitsprüfung ist
Bestandteil des jeweiligen Planungsberichts.

Abs. 3 nimmt darauf Bedacht, dass gemäß § 8 Bundes-
Umgebungslärmschutzgesetz unter bestimmten Voraussetzungen eine
Umweltprüfung von Aktionsplänen durchzuführen ist. Um
Doppelgleisigkeiten zu vermeiden, soll daher eine Umweltprüfung von Teil-
Aktionsplänen nach diesem Landesgesetz entfallen, wenn sie - insbesondere
auf Grund gemeinschaftsrechtlicher Erfordernisse - im Rahmen von
Aktionsplänen des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft einer Umweltprüfung unterzogen werden.

Abs. 4 regelt das Anhörungsrecht. Gemäß Abs. 4 letzter Satz hat die
Stellungnahme der Oö. Umweltanwaltschaft (als Umweltbehörde gemäß Art.
6 Abs. 3 der SUP-Richtlinie) auch eine Feststellung hinsichtlich der
Umwelterheblichkeit der Planung zu enthalten, ob und in welchem Umfang
eine Prüfungspflicht im Sinn der SUP-Richtlinie gegeben ist. Zur Klarstellung
ist in diesem Zusammenhang festzuhalten, dass diese Stellungnahme der
Oö. Umweltanwaltschaft als Umweltbehörde einerseits die Landesregierung
in keiner Form abschließend rechtlich bindet (vgl. "zu konsultierende
Behörden" gemäß Art. 6 Abs. 3 der SUP-Richtlinie) und dass andererseits
das Verfahren zur Umweltprüfung im Sinn der SUP-Richtlinie von der
Landesregierung durchzuführen ist.

Gemäß Abs. 5 erster Satz ist das Ergebnis der Umwelterheblichkeitsprüfung
in den jeweiligen Planungsberichten zu dokumentieren. Die Bestimmung des
Abs. 5 zweiter Satz dient der Umsetzung des Art. 3 Abs. 7 der SUP-
Richtlinie, wonach die Feststellung, dass keine Umweltprüfung gemäß SUP-
Richtlinie durchgeführt werden muss, einschließlich der dafür maßgeblichen
Gründe für diese Entscheidung der Öffentlichkeit zugänglich zu machen
sind.

Die Umweltprüfung verlangt (gemäß Art. 5 bis 9 der SUP-Richtlinie) im
Wesentlichen Folgendes: die Ausarbeitung eines Umweltberichts, die
Durchführung von Konsultationen, die Berücksichtigung des Umweltberichts,
der Stellungnahmen und Ergebnisse der Konsultationen bei der
Entscheidungsfindung, die Darstellung der Entscheidungsgründe und ihre
Zugänglichmachung. Die dazu einzuhaltenden Verfahrensschritte werden in
den Z. 1 bis 6 des Abs. 6 festgelegt.

Abs. 7 dient der Umsetzung der Überwachung gemäß Art. 10 der SUP-
Richtlinie.

 



Zu § 38e:

Die Veröffentlichung der Teil-Umgebungslärmkarten und Teil-Aktionspläne
ist im § 38e normiert. Ergänzend dazu ist anzumerken, dass diese
Informationspflicht die Umweltinformationsrichtlinie und daher auch die
Bestimmungen des III. Abschnitts des Umweltschutzgesetzes 1996
unberührt lässt. Unabhängig davon, dass Teil-Umgebungslärmkarten und
Teil-Aktionspläne der Bevölkerung zugänglich zu machen sind, steht es dem
Einzelnen offen, nähere Auskunft über Umweltinformationen zu beantragen.

 

Zu § 38f:

Die Verordnungsermächtigung im § 38f entspricht jener im § 11 Bundes-
LärmG, auf dessen Grundlage die Bundes-Umgebungslärmschutzverordnung
erlassen werden soll. Es ist vorgesehen, im Landesbereich durch
Verordnung gleichartige Festlegungen zu treffen.

 

Zu Art. I. Z. 35 (§ 40 Abs. 2a und 2b):

Die vorgeschlagene Regelung dient der Umsetzung des Art. 6 Abs. 4 der
Seveso II-Richtlinie in der Fassung der Seveso II-Änderungsrichtlinie und
orientiert sich am Text des § 84c GewO 1994 in der Fassung der
Gewerberechtsnovelle 2005, BGBl. I Nr. 85/2005.

 

Zu Art. I Z. 36 (§ 40 Abs. 9 erster Satz):

Mit der Neufassung des ersten Satzes wird Art. 11 Abs. 3 der Seveso II-
Richtlinie in der Fassung der Seveso II-Änderungsrichtlinie umgesetzt. Die
Textierung orientiert sich an § 84c GewO 1994 in der Fassung der
Gewerberechtsnovelle 2005, BGBl. I Nr. 85/2005.

 

Zu Art. I. Z. 37 (§ 40 Abs. 11 Z. 1 erster Teilsatz):

Die Z. 1 wird im Sinn des Art. 13 Abs. 1 der Seveso II-Richtlinie in der
Fassung der Seveso II-Änderungsrichtlinie ergänzt und orientiert sich am
Text des § 84c GewO 1994 in der Fassung der Gewerberechtsnovelle 2005,
BGBl. I Nr. 85/2005.

 

Zu Art. I Z. 39 (Va. Abschnitt § 41a):

Damit gemeinschaftsrechtliche Vorgaben fristgerecht umgesetzt werden
können, ist eine entsprechende Verordnungsermächtigung der
Landesregierung sinnvoll. Die Textierung orientiert sich dabei an § 82 und §
84h GewO 1994.

Insbesondere soll damit die gesetzliche Grundlage zur Umsetzung der VOC-
Richtlinie für jene Anlagen geschaffen werden, die nicht unter die VOC-
Anlagen-Verordnung, BGBl. II Nr. 301/2002 in der Fassung BGBl. II Nr.
42/2005 (bzw. die noch in vereinzelten Fällen übergangsweise
anzuwendende Lackieranlagen-Verordnung) fallen und daher auf
landesgesetzlicher Ebene zu regeln sind.

 

Zu Art. I Z. 44 bis 46 (§ 45 Abs. 3 bis 6):

Die Übergangsfristen in den derzeit geltenden § 45 Abs. 3 bis 6 sind bereits



abgelaufen und können daher aus dem Rechtsbestand ausgeschieden
werden. Ersetzt werden sie durch Übergangsregelungen für bestehende
Betriebe, die nach dem In-Kraft-Treten der Oö. Umweltschutzgesetz-
Novelle 2006 bedingt durch die Seveso II-Änderungsrichtlinie erstmals
unter den Abschnitt V fallen. Die Textierung orientiert sich an § 84f GewO
1994 in der Fassung der Gewerberechtsnovelle 2005, BGBl. I Nr. 85/2005.

 

Zu Art. I Z. 47 (Anhang 2):

Die Anpassungen im Anhang 2 sind durch die Seveso II-Richtlinie in der
Fassung der Seveso II-Änderungsrichtlinie bedingt und orientieren sich an
Anlage 5 der GewO 1994 in der Fassung der Gewerberechtsnovelle 2005,
BGBl. I Nr. 85/2005.

 

Der Ausschuss für Umweltangelegenheiten beantragt, der
Oberösterreichische Landtag möge das Landesgesetz, mit dem das
Oö. Umweltschutzgesetz 1996 geändert wird
(Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2006) beschließen.

 

Linz, am 9. Februar 2006
 

Trübswasser Schwarz

Obmann Berichterstatterin

 

Landesgesetz,
mit dem das Oö. Umweltschutzgesetz 1996 geändert wird
(Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2006)

 

Der Oö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Oö. Umweltschutzgesetz 1996, LGBl. Nr. 84, zuletzt geändert durch das
Landesgesetz LGBl. Nr. 83/2002, in der Fassung der Kundmachung LGBl.
Nr. 152/2002 wird wie folgt geändert:

1. Das Oö. Umweltschutzgesetz 1996 erhält die Abkürzung "Oö. USchG".

2. Das Inhaltsverzeichnis lautet:

 

"I. ABSCHNITT

Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Ziele und Geltungsbereich

§ 1a Begriffe

 

II. ABSCHNITT

Einrichtungen zur Förderung des Umweltschutzes

§ 2 Rechte der Gemeinden und Gemeindemitglieder



§ 3 Koordination bei Verwaltungsverfahren

§ 4 Oö. Umweltanwaltschaft

§ 5 Rechte der Oö. Umweltanwaltschaft in Verwaltungsverfahren;
Missstandskontrolle; Amtshilfe

§ 6 Grundbetretungsrecht

§ 7 Förderung von Umweltschutzmaßnahmen

§ 8 Umweltbeirat

§ 9 Aufgaben des Umweltbeirates

§ 10 Oö. Akademie für Umwelt und Natur

 

§ 11 Landes-Umweltbericht

§ 12 Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde

 

III. ABSCHNITT

Zugang zu Informationen über die Umwelt

§ 13 Umweltinformationen

§ 14 Informationspflichtige Stellen

§ 15 Freier Zugang zu Umweltinformationen

§ 16 Mitteilungspflicht

§ 17 Mitteilungsschranken und Ablehnungsgründe

§ 18 Behandlung von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen

§ 19 Rechtsschutz

§ 20 Veröffentlichung von Umweltinformationen

§ 21 Entfallen

§ 22 Übermittlungspflicht

§ 23 Aufgaben der Gemeinde und anderer Einrichtungen der
Selbstverwaltung

§ 24 Abgabenfreiheit

 

IV. ABSCHNITT

IPPC-Anlagen

 

§ 25 Bewilligungspflicht

§ 26 Antragsvoraussetzungen

§ 27 Bewilligungsvoraussetzungen

§ 28 Verfahren



§ 29 Auswirkungen auf die Umwelt eines anderen Staates

§ 30 Parteistellung

§ 31 Fertigstellung der Anlage

§ 32 Pflichten des Betreibers der Anlage

§ 33 Änderung von Anlagen

§ 34 Anpassungsmaßnahmen, nachträgliche Auflagen

§ 35 Behördliche Überprüfungen

§ 36 Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes

§ 37 Erlöschen der Bewilligung

§ 38 Stilllegung der Anlage

§ 38a Gelände für industrielle Tätigkeiten in Ballungsräumen

§ 38b Strategische Teil-Umgebungslärmkarten

§ 38c Teil-Aktionspläne

§ 38d Umweltprüfung für Teil-Aktionspläne

§ 38e Information der Öffentlichkeit

§ 38f Verordnungsermächtigung - Umgebungslärm

 

V. ABSCHNITT

Verhütung schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen und
Folgenbegrenzung

§ 39 Anwendungsbereich

§ 40 Pflichten des Betriebsinhabers

§ 41 Pflichten der Behörde

 

Va. ABSCHNITT

UMSETZUNG VON GEMEINSCHAFTSRECHTLICHEN
aNLAGENBESTIMMUNGEN

§ 41a Verordnungsermächtigung

 

VI. ABSCHNITT

GEMEINSAME BESTIMMUNGEN FÜR DEN IV., V., Va. und VI.
ABSCHNITT

§ 42 Strafbestimmungen

§ 43 Behörde

§ 44 Unterstützung der Behörde

 

VII. ABSCHNITT



Schluss- und Übergangsbestimmungen

 

§ 45 Übergangsbestimmungen

§ 46 In-Kraft-Treten

 

ANHANG 1 Schadstoffe zum IV. Abschnitt

ANHANG 2 Stoffliste zum V. Abschnitt"

 

3. § 1 Abs. 1 lautet:

"(1) Ziel dieses Landesgesetzes ist es, im Sinn des Art. 9 Oö. L-VG einen
Beitrag zum Schutz der natürlichen Umwelt als Lebensgrundlage des
Menschen, der Tiere und Pflanzen vor schädlichen Einwirkungen
(Umweltschutz) zu leisten. Wesentliche Bedeutung kommen in diesem
Zusammenhang der Information der Öffentlichkeit über die Umwelt zu,
insbesondere durch

1. Gewährleistung des Rechts auf freien Zugang zu den bei den
informationspflichtigen Stellen vorhandenen oder für diese bereitgehaltenen
Umweltinformationen;

2. Förderung der systematischen und umfassenden Verfügbarkeit und
Verbreitung von Umweltinformationen. Zu diesem Zweck werden nach
Maßgabe vorhandener Mittel bevorzugt elektronische Kommunikationsmittel
eingesetzt."

 

4. Dem § 1 Abs. 1a werden folgende Sätze angefügt:

"Wesentliche Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang der Aufgabe zu,
schädlichen Auswirkungen von Umgebungslärm im Freien, dem Menschen
durch Aktivitäten auf Geländen für industrielle Tätigkeiten ausgesetzt sind,
auf die menschliche Gesundheit sowie unzumutbaren Belästigungen durch
diesen Umgebungslärm vorzubeugen oder entgegenzuwirken."

 

5. Im § 1 Abs. 2a Z. 7 wird die Wortfolge "in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 136/2001" durch die Wortfolge "zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 85/2005" ersetzt.

 

6. Nach dem § 1 Abs. 2a wird folgender Abs. 2b eingefügt:

"(2b) Der Va. Abschnitt gilt für Anlagen nach Abs. 2a sowie sonstige
ortsfeste technische Einheiten, in denen Tätigkeiten durchgeführt werden,
die Auswirkungen auf die Emissionen und die Umweltverschmutzung haben
können."

 

7. § 1 Abs. 3 lautet:

"(3) Soweit durch Bestimmungen dieses Landesgesetzes der
Zuständigkeitsbereich des Bundes berührt wird, sind sie so auszulegen,
dass sich keine über die Zuständigkeit des Landes hinausgehende Wirkung
ergibt. Der IV., V., Va. und VI. Abschnitt dieses Landesgesetzes gilt



jedenfalls nicht für Anlagen (§ 1a Abs. 2 Z. 4), sonstige ortsfeste technische
Einheiten, in denen Tätigkeiten durchgeführt werden, die Auswirkungen auf
die Emissionen und die Umweltverschmutzung haben können (§ 1 Abs. 2b)
sowie Betriebe (§ 1a Abs. 3 Z. 2), die der Gewerbeordnung 1994 (GewO
1994), BGBl. Nr. 194, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr.
85/2005, oder dem Abfallwirtschaftsgesetz 2002 (AWG 2002), BGBl. I Nr.
102/2002, in der Fassung der Kundmachung BGBl. I Nr. 181/2004 oder
dem Mineralrohstoffgesetz (MinroG), BGBl. I Nr. 38/1999, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 112/2003, oder dem
Emissionsschutzgesetz für Kesselanlagen, BGBl. I Nr. 150/2004 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2005 unterliegen."

 

8. Im § 1a Abs. 1 wird die Wortfolge "IV. und des V." durch die Wortfolge
"IV., V. und des Va." ersetzt.

 

9. Im § 1a Abs. 2 Z. 7 wird nach dem Strichpunkt folgender Teilsatz
angefügt:

"als wesentliche Änderung gilt jedenfalls eine Änderung, die für sich
genommen einen im § 1 Abs. 2a festgelegten Schwellenwert erreicht;"

 

10. Im § 1a Abs. 2 Z. 9 wird der Punkt am Ende durch einen Strichpunkt
ersetzt und es werden folgende Z. 10 bis 18 angefügt:

"10. Umgebungslärm: jene zu unzumutbaren Belastungen beitragenden
Geräusche im Freien, die von menschlichen Aktivitäten verursacht werden
und von Geländen für industrielle Tätigkeiten ausgehen. Lärm, der von
betroffenen Personen selbst verursacht wird, sowie Lärm innerhalb von
Wohnungen, Nachbarschaftslärm, Lärm am Arbeitsplatz, in Verkehrsmitteln
oder Lärm, der auf militärische Tätigkeiten in militärischen Gebieten
zurückzuführen ist, ist kein Umgebungslärm;

11. Lärmindizes

- "Lden" (Tag-Abend-Nacht-Lärmindex) für die allgemeine Belastung,

- "Lday" (Taglärmindex) für die Belastung während des Tages,

- "Levening" (Abendlärmindex) für die Belastung während des Abends und

- "Lnight" (Nachtlärmindex) für die Belastung in der Nacht:

bezeichnen die gemittelte Lärmbelastung für die genannten
Tageszeitabschnitte in Dezibel (dB), unter Bezugnahme auf einschlägige
Normen oder Bewertungsmethoden; diese Bewertungsmethoden werden
durch Verordnung gemäß § 38f festgelegt;

12. Ballungsraum Linz: die Gemeindegebiete von Linz und Traun;

13. Ruhige Gebiete: Gebiete, die auf Grund ihrer jeweiligen Ausweisung
einen besonderen Schutzanspruch in Bezug auf Umgebungslärm, der
gegebenenfalls mit einem geeigneten Lärmindex im Zusammenhang steht,
aufweisen;

14. Gelände für industrielle Tätigkeiten: Gelände von Anlagen im Sinn des §
1 Abs. 2a;

15. Strategische Teil-Umgebungslärmkarte: Karte zur Gesamtbewertung
der auf die Lärmquellen gemäß § 38a zurückzuführenden Lärmbelastung in



einem bestimmten Gebiet oder zur Gesamtprognose für ein solches Gebiet;
unter Darstellung von Informationen über die aktuelle oder voraussichtliche
Umgebungslärmsituation anhand eines Lärmindexes mit der Beschreibung
der Überschreitung der einschlägigen Schwellenwerte, der Anzahl der
betroffenen Personen in einem bestimmten Gebiet und der Anzahl der
Wohnungen, die in einem bestimmten Gebiet bestimmten Werten eines
Lärmindexes ausgesetzt sind;

16. Schwellenwerte für die Aktionsplanung: jene Werte, getrennt nach
Schallquelle und Lärmindex, bei deren Überschreitung Maßnahmen in den
Teil-Aktionsplänen, insbesondere nach Maßgabe dieses Landesgesetzes, in
Erwägung zu ziehen oder einzuführen sind; diese Werte werden durch
Verordnung gemäß § 38f festgelegt;

17. Grenzwerte für Umgebungslärm: die in den Verwaltungsvorschriften
festgelegten Werte für Lärmimmissionen im Bezug auf Aktivitäten auf
Geländen für industrielle Tätigkeiten;

18. Teil-Aktionsplan: Plan zur Regelung von Problemen und von
Auswirkungen von Umgebungslärm, erforderlichenfalls einschließlich der
Lärmminderung, gegebenenfalls auch für Maßnahmen zum Schutz ruhiger
Gebiete."

 

11. Die §§ 13 bis 17 lauten:

"§ 13

Umweltinformationen

Umweltinformationen sind sämtliche Informationen in schriftlicher, visueller,
akustischer, elektronischer oder sonstiger materieller Form über

1. den Zustand von Umweltbestandteilen wie Luft und Atmosphäre, Wasser,
Boden, Land, Landschaft und natürliche Lebensräume einschließlich
Berggebiete, Feuchtgebiete, Küsten und Meeresgebiete, die Artenvielfalt und
ihre Bestandteile, einschließlich genetisch veränderter Organismen, sowie
die Wechselwirkungen zwischen diesen Bestandteilen;

2. Faktoren wie Stoffe, Energie, Lärm und Strahlung oder Abfall
einschließlich radioaktiven Abfalls, Emissionen, Ableitungen oder sonstiges
Freisetzen von Stoffen oder Organismen in die Umwelt, die sich auf die in Z.
1 genannten Umweltbestandteile auswirken oder wahrscheinlich auswirken;

3. Maßnahmen (einschließlich Verwaltungsmaßnahmen), wie z.B. Politiken,
Gesetze, Pläne und Programme, Verwaltungsakte, Umweltvereinbarungen
und Tätigkeiten, die sich auf die in den Z. 1 und 2 genannten
Umweltbestandteile und -faktoren auswirken oder wahrscheinlich
auswirken, sowie Maßnahmen oder Tätigkeiten zu deren Schutz;

4. Berichte über die Umsetzung des Umweltrechts;

5. Kosten/Nutzen-Analysen und sonstige wirtschaftliche Analysen und
Annahmen, die im Rahmen der in Z. 3 genannten Maßnahmen und
Tätigkeiten verwendet werden;

6. den Zustand der menschlichen Gesundheit und Sicherheit einschließlich -
soweit diesbezüglich von Bedeutung - Kontamination der Lebensmittelkette,
Bedingungen für menschliches Leben sowie Kulturstätten und Bauwerke in
dem Maße, in dem sie vom Zustand der in Z. 1 genannten
Umweltbestandteile oder - durch diese Bestandteile - von den in den Z. 2
und 3 angeführten Faktoren, Maßnahmen oder Tätigkeiten betroffen sind
oder sein können.



 

§ 14

Informationspflichtige Stellen

(1) Informationspflichtige Stellen im Sinn dieses Landesgesetzes sind -
soweit sich die Umweltinformation auf Angelegenheiten bezieht, die in
Gesetzgebung Landessache sind -

1. Verwaltungsbehörden und unter deren sachlicher Aufsicht stehende
sonstige Organe der Verwaltung, die durch Gesetz oder durch einen
innerstaatlich unmittelbar wirksamen internationalen Rechtsakt übertragene
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnehmen, sowie diesen zur
Verfügung stehende gesetzlich eingerichtete Beratungsorgane;

2. Organe des Landes und der Gemeinden, soweit sie Aufgaben der
Privatwirtschaftsverwaltung besorgen;

3. juristische Personen öffentlichen Rechts, sofern sie gesetzlich
übertragene Aufgaben der öffentlichen Verwaltung einschließlich bestimmter
Pflichten, Tätigkeiten oder Dienstleistungen im Zusammenhang mit der
Umwelt ausüben;

4. die Oö. Umweltanwaltschaft;

5. natürliche oder juristische Personen privaten Rechts, die unter der
Kontrolle einer in Z. 1, 2 oder 3 genannten Stellen im Zusammenhang mit
der Umwelt öffentliche Aufgaben ausüben oder öffentliche Dienstleistungen
erbringen.

(2) Kontrolle im Sinn des Abs. 1 Z. 5 liegt vor, wenn

1. die natürliche oder juristische Person bei Ausübung ihrer öffentlichen
Aufgaben oder bei Erbringung öffentlicher Dienstleistungen der Aufsicht der
in Abs. 1 Z. 1, 2 oder 3 genannten Stellen unterliegt oder

2. eine oder mehrere der in Abs. 1 Z. 1, 2 oder 3 genannten Stellen auf
Grund von Eigentum, finanzieller Beteiligung oder der für die juristische
Person einschlägigen Vorschriften unmittelbar oder mittelbar einen
beherrschenden Einfluss ausüben kann.

(3) Die Ausübung eines beherrschenden Einflusses wird vermutet, wenn
eine der in Abs. 1 Z. 1 bis 3 genannten Stellen unmittelbar oder mittelbar

1. die Mehrheit des gezeichneten Kapitals besitzt oder

2. über die Mehrheit der mit den Anteilen verbundenen Stimmrechte verfügt
oder

3. mehr als die Hälfte der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder
Aufsichtsorgans bestellen kann.

 

§ 15

Freier Zugang zu Umweltinformationen

(1) Das Recht auf freien Zugang zu Umweltinformationen, die bei den
informationspflichtigen Stellen vorhanden sind oder für sie bereitgehalten
werden, wird jeder natürlichen oder juristischen Person ohne Nachweis
eines Rechtsanspruchs oder eines rechtlichen Interesses nach Maßgabe der
folgenden Bestimmungen gewährleistet. Umweltinformationen sind
vorhanden, wenn sie sich im Besitz der informationspflichtigen Stelle
befinden und von ihr erstellt wurden oder bei ihr eingegangen sind.



Umweltinformationen werden bereitgehalten, wenn eine natürliche oder
juristische Person, die selbst nicht informationspflichtige Stelle ist,
Umweltinformationen für eine informationspflichtige Stelle aufbewahrt und
diese Stelle darauf einen Übermittlungsanspruch hat.

(2) Dem freien Zugang unterliegen jedenfalls Informationen über

1. den Zustand von Umweltbestandteilen wie Wasser, Luft und Atmosphäre,
Boden, die Artenvielfalt und ihre Bestandteile einschließlich genetisch
veränderter Organismen und natürliche Lebensräume, sowie die
Wechselwirkungen zwischen diesen Bestandteilen;

2. die Lärmbelastung oder Belastung durch Strahlen einschließlich der durch
radioaktiven Abfall verursachten;

3. Emissionen gemäß § 13 Z. 2 in die Umwelt in zeitlich aggregierter oder
statistisch dargestellter Form;

4. eine Überschreitung von Emissionsgrenzwerten;

5. den Verbrauch der natürlichen Ressourcen Wasser, Luft oder Boden in
aggregierter oder statistisch dargestellter Form.

 

§ 16

Mitteilungspflicht

(1) Das Begehren auf Mitteilung von Umweltinformationen kann schriftlich -
oder soweit es der Natur der Sache nach tunlich erscheint - mündlich
gestellt werden. Dies kann in jeder technischen Form geschehen, die die
informationspflichtige Stelle zu empfangen in der Lage ist. Geht aus einem
angebrachten Begehren der Inhalt oder der Umfang der gewünschten
Mitteilung nicht ausreichend klar hervor, ist der oder dem
Informationssuchenden innerhalb einer zwei Wochen nicht übersteigenden
Frist eine schriftliche Präzisierung des Ansuchens aufzutragen. Die oder der
Informationssuchende ist dabei zu unterstützen.

(2) Wird das Begehren an eine informationspflichtige Stelle gerichtet, die
nicht über die Umweltinformationen verfügt, hat sie es - falls ihr bekannt
ist, dass eine andere informationspflichtige Stelle über die Informationen
verfügt - möglichst rasch an diese weiterzuleiten oder die
Informationssuchende oder den Informationssuchenden auf andere ihr
bekannte informationspflichtige Stellen hinzuweisen, die über diese
Informationen verfügen könnten, sofern dies sachlich geboten ist oder im
Interesse der oder des Informationssuchenden liegt. Die oder der
Informationssuchende ist von der Weiterleitung ihres oder seines Begehrens
jedenfalls zu verständigen.

(3) Die informationspflichtigen Stellen haben Umweltinformationen unter
Bedachtnahme auf die Ablehnungsgründe und Mitteilungsschranken (§ 17)
sowie in möglichst aktueller, exakter, vergleichbarer und allgemein
verständlicher Form mitzuteilen. Auf Anfrage teilen die
informationspflichtigen Stellen der oder dem Informationssuchenden mit,
wo - sofern verfügbar - Informationen über die zur Erhebung der
Informationen bezüglich Anfragen gemäß § 13 Z. 2 angewandten
Messverfahren, einschließlich der Verfahren zur Analyse, Probenahme und
Vorbehandlung der Proben, gefunden werden können oder weisen auf ein
angewandtes standardisiertes Verfahren hin.

(4) Die begehrte Mitteilung ist in jener Form zu erteilen, die im Einzelfall
von der oder dem Informationssuchenden verlangt wird oder in einer
anderen Form, wenn dies zweckmäßig ist, wobei der elektronischen
Datenübermittlung, nach Maßgabe vorhandener Mittel, der Vorzug zu geben



ist. Insbesondere kann die oder der Informationssuchende auf andere,
öffentlich verfügbare Informationen (§ 20), die in einer anderen Form oder
einem anderen Format vorliegen, verwiesen werden, sofern diese der oder
dem Informationssuchenden leicht zugänglich sind und dadurch der freie
Zugang zu den bei den informationspflichtigen Stellen vorhandenen oder für
diese bereitgehaltenen Umweltinformationen gewährleistet ist. Die Gründe
für die Wahl eines anderen Formate oder einer anderen Form sind
anzugeben und der oder dem Informationssuchenden so bald wie möglich,
spätestens jedoch innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags bei der
informationspflichtigen Stelle mitzuteilen.

(5) Der Zugang zu öffentlichen Verzeichnissen oder Listen und die
Einsichtnahme in die beantragten Umweltinformationen an Ort und Stelle
sind unentgeltlich. Kaufpreise oder Schutzgebühren für Publikationen
bleiben davon unberührt. Für die Bereitstellung von Umweltinformationen
kann die Landesregierung mit Verordnung Kostenersätze festlegen.
Kaufpreise, Schutzgebühren und Kostenersätze für die Bereitstellung von
Umweltinformationen dürfen jedoch eine angemessene Höhe nicht
überschreiten.

(6) Dem Begehren ist ohne unnötigen Aufschub unter Berücksichtigung
etwaiger von der oder dem Informationssuchenden angegebener Termine,
spätestens aber innerhalb eines Monats zu entsprechen. Kann diese Frist
auf Grund des Umfangs oder der Komplexität der begehrten Informationen
nicht eingehalten werden, besteht die Möglichkeit, diese Frist auf bis zu
zwei Monate zu erstrecken. In diesem Fall ist die oder der
Informationssuchende von der Verlängerung der Frist unter Angabe von
Gründen so bald wie möglich, spätestens jedoch vor Ablauf der
einmonatigen Frist zu verständigen.

(7) Wird dem Begehren nicht entsprochen, ist dies in der Verständigung zu
begründen und die oder der Informationssuchende über das
Rechtsschutzverfahren (§ 19) zu unterrichten.

 

§ 17

Mitteilungsschranken und Ablehnungsgründe

(1) Die Mitteilung von Umweltinformationen darf unterbleiben, wenn

1. sich das Informationsbegehren auf die Übermittlung interner Mitteilungen
bezieht;

2. das Informationsbegehren offenbar missbräuchlich gestellt wurde;

3. das Informationsbegehren zu allgemein geblieben ist;

4. das Informationsbegehren Material, das gerade vervollständigt wird, noch
nicht abgeschlossene Schriftstücke oder noch nicht aufbereitete Daten
betrifft.

 

(2) Andere als die im § 15 Abs. 2 genannten Umweltinformationen sind
unbeschadet der Mitteilungsschranken des Abs. 1 mitzuteilen, sofern ihre
Bekanntgabe keine negativen Auswirkungen hat auf:

1. die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit oder die umfassende
Landesverteidigung;

2. den Schutz von Umweltbereichen, auf die sich die Informationen
beziehen;

3. die Vertraulichkeit personenbezogener Daten, sofern ein schutzwürdiges



Interesse an der Geheimhaltung im Sinn des Datenschutzgesetzes 2000
(DSG 2000), BGBl. I Nr. 165/1999, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 13/2005, besteht;

4. Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse, sofern diese durch innerstaatliches
oder gemeinschaftliches Recht geschützt sind, um berechtigte
wirtschaftliche Interessen, einschließlich des öffentlichen Interesses an der
Wahrung der Geheimhaltung von statistischen Daten und des
Steuergeheimnisses, nach Maßgabe des § 18 zu schützen;

5. Rechte an geistigem Eigentum;

6. die Vertraulichkeit der Beratungen von informationspflichtigen Stellen,
sofern eine derartige Vertraulichkeit gesetzlich vorgesehen ist;

7. laufende Gerichtsverfahren, die Möglichkeit einer Person, ein faires
Verfahren zu erhalten, oder die Möglichkeiten einer Behörde,
Untersuchungen strafrechtlicher oder disziplinarrechtlicher Art
durchzuführen.

(3) Das Interesse einer Partei an der Geheimhaltung von Geschäfts- und
Betriebsgeheimnissen ist nur schutzwürdig, wenn durch die Veröffentlichung
von Umweltinformationen ein Geschäfts- und Betriebsgeheimnis unmittelbar
oder mittelbar durch die Möglichkeit von Rückschlüssen offengelegt werden
kann und dadurch ein nicht nur geringfügiger wirtschaftlicher Nachteil des
Inhabers des Geschäfts- und Betriebsgeheimnisses eintreten kann. Besteht
dieser wirtschaftliche Nachteil bloß auf Grund einer Minderung des
Ansehens der Partei in der Öffentlichkeit infolge des Bekanntwerdens
umweltbelastender Tätigkeiten, besteht kein schutzwürdiges Interesse an
der Geheimhaltung.

(4) Die im Abs. 1 und 2 genannten Mitteilungsschranken und
Ablehnungsgründe sind eng auszulegen, wobei im Einzelfall das öffentliche
Interesse an der Bekanntgabe der Umweltinformationen zu berücksichtigen
ist. In jedem Einzelfall ist das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe
gegen das Interesse an der Verweigerung der Bekanntgabe abzuwägen.
Öffentliches Interesse an der Bekanntgabe kann insbesondere im Schutz
folgender Rechtsgüter liegen:

1. Schutz der Gesundheit;

2. Schutz vor nachhaltigen oder schwerwiegenden Umweltbelastungen;

3. Schutz der Rechte und Freiheiten anderer."

 

12. Die Überschrift des § 18 lautet: "Schutzwürdige Geschäfts- und
Betriebsgeheimnisse".

 

13. Im § 18 Abs. 1 wird die Wortfolge "§ 15 Abs. 3 berührt sein könnte,
haben die Organe der Verwaltung" durch die Wortfolge "§ 17 Abs. 2 Z. 4
berührt sein könnte, haben die informationspflichtigen Stellen" ersetzt.

 

14. Im § 18 Abs. 2 wird der Verweis "§ 15 Abs. 3 und 4" durch den Verweis
"§ 17 Abs. 2, 3 und 4" ersetzt.

 

15. Im § 19 Abs. 1 wird das Wort "Umweltdaten" durch das Wort
"Umweltinformationen" ersetzt.



 

16. § 19 Abs. 3 lautet:

"(3) Zur Bescheiderlassung zuständig ist

1. wenn die zur Mitteilung zuständige Stelle ein Gemeindeorgan oder eine
natürliche oder juristische Person des privaten Rechts ist, die der Kontrolle
der Gemeinde unterliegt, der Bürgermeister,

2. wenn die zur Mitteilung zuständige Stelle ein Organ eines
Gemeindeverbands oder eine natürliche oder juristische Person des privaten
Rechts ist, die der Kontrolle des Gemeindeverbands unterliegt, der
Verbandsobmann,

3. wenn die zur Mitteilung zuständige Stelle ein Organ eines sonstigen
Selbstverwaltungskörpers oder eine natürliche oder juristische Person des
privaten Rechts ist, die der Kontrolle des Selbstverwaltungskörpers
unterliegt, das jeweils zur Vertretung nach außen berufene Organ,

4. wenn die zur Mitteilung zuständige Stelle die Bezirksverwaltungsbehörde
ist, die Bezirksverwaltungsbehörde,

5. in allen anderen Fällen die Landesregierung."

 

17. Im § 19 wird nach Abs. 3 folgender Abs. 3a eingefügt:

"(3a) Eine informationspflichtige Stelle im Sinn des § 14 Abs. 1, die zur
Erlassung von Bescheiden nicht befugt ist, hat Anträge im Sinn des Abs. 1
ohne unnötigen Aufschub an die nach Abs. 3 zuständige Stelle
weiterzuleiten oder die Informationssuchende oder den
Informationssuchenden an diese zu verweisen."

 

18. § 19 Abs. 5 lautet:

 

"(5) Über Berufungen gegen Bescheide, die gemäß Abs. 3 Z. 1 und 2 im
übertragenen Wirkungsbereich der Gemeinde oder eines Gemeindeverbands
erlassen wurden, sowie über Berufungen gegen Bescheide, die gemäß Abs.
3 Z. 3 bis 5 erlassen wurden, entscheidet der unabhängige
Verwaltungssenat."

 

19. § 19 Abs. 7 und 8 entfallen.

 

20. § 20 lautet:

"§ 20

Veröffentlichung von Umweltinformationen

(1) Die informationspflichtigen Stellen haben die für ihre Aufgaben
maßgeblichen und bei ihnen vorhandenen oder für sie bereitgehaltenen
Umweltinformationen zur aktiven und systematischen Verbreitung in der
Öffentlichkeit aufzubereiten. Die Bestimmungen über Mitteilungsschranken
und Ablehnungsgründe (§ 17) sowie über die Qualität von
Umweltinformationen (§ 16 Abs. 3) sind sinngemäß anzuwenden.

(2) Insbesondere sind folgende Informationen zugänglich zu machen und zu



verbreiten:

1. der Wortlaut völkerrechtlicher Verträge, Übereinkünfte und
Vereinbarungen sowie gemeinschaftliche oder sonstige Rechtsvorschriften
über die Umwelt oder mit Bezug zur Umwelt;

2. Politiken, Pläne und Programme mit Bezug zur Umwelt;

3. Berichte über die Fortschritte bei der Umsetzung der in Z. 1 und 2
genannten Punkte, sofern solche Berichte von den informationspflichtigen
Stellen in elektronischer Form ausgearbeitet worden sind oder
bereitgehalten werden;

4. Daten oder Zusammenfassungen von Daten aus der Überwachung von
Tätigkeiten, die sich auf die Umwelt auswirken oder wahrscheinlich
auswirken;

5. Genehmigungen, die erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben,
und Umweltvereinbarungen oder einen Hinweis darauf, wo diese
Informationen erhalten oder gefunden werden können.

(3) Die Verbreitung von Umweltinformationen soll nach Möglichkeit über
elektronische Medien erfolgen. Die unter Verwendung elektronischer
Technologien zugänglich gemachten Informationen müssen nicht solche
Informationen umfassen, die vor In-Kraft-Treten der Oö.
Umweltschutzgesetz-Novelle 2006 erhoben wurden, es sei denn, sie liegen
bereits in elektronischer Form vor.

(4) Die Anforderungen für die aktive und systematische Verbreitung von
Umweltinformationen sowie für die praktischen Vorkehrungen zur
Erleichterung des Informationszugangs (Abs. 6) können durch die
Einrichtung von Verknüpfungen zu Internetseiten sowie von
Umweltinformationsportalen im Internet erfüllt werden, auf denen die zu
verbreitenden Informationen zu finden sind.

(5) Im Fall einer unmittelbaren Bedrohung der menschlichen Gesundheit
oder der Umwelt, unabhängig davon, ob diese Folge menschlicher Tätigkeit
ist oder eine natürliche Ursache hat, haben informationspflichtige Stellen,
soweit nicht Mitteilungsschranken oder Ablehnungsgründe gemäß § 17
entgegenstehen, sämtliche ihnen vorliegende oder für sie bereitgehaltene
Informationen unmittelbar und unverzüglich zu verbreiten, die es der
eventuell betroffenen Öffentlichkeit ermöglichen könnten, Maßnahmen zur
Abwendung oder Begrenzung von Schäden infolge dieser Bedrohung zu
ergreifen.

(6) Die informationspflichtigen Stellen haben zur Erfüllung ihrer
Mitteilungspflicht (§ 16) praktische Vorkehrungen zur Erleichterung des
Informationszugangs zu treffen, indem sie insbesondere

1. Organisations- und Geschäftseinteilungspläne - soweit vorhanden -
veröffentlichen,

2. Auskunftspersonen oder Informationsstellen benennen,

3. Listen und Verzeichnisse betreffend in ihrem Besitz befindliche
Umweltinformationen führen."

 

21. § 21 entfällt.

 

22. § 22 lautet:

"§ 22



Übermittlungspflicht

Auf Verlangen haben die informationspflichtigen Stellen
Umweltinformationen, über die sie in Wahrnehmung landesgesetzlich
übertragener Aufgaben verfügen, den Organen des Bundes, der Länder oder
der Gemeinden zur Wahrnehmung von gesetzlich übertragenen Aufgaben im
Bereich des Umweltschutzes kostenlos zu übermitteln."

 

23. Im § 23 wird die Wortfolge "Information über Umweltdaten" durch die
Wortfolge "Zugänglichmachung von Umweltinformationen" ersetzt.

 

24. Im § 24 wird das Wort "Umweltdaten" durch das Wort
"Umweltinformationen" ersetzt.

 

25. Im § 26 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Z. 21 durch einen
Strichpunkt ersetzt und folgende Z. 22 angefügt:

"22. die wichtigsten vom Antragsteller gegebenenfalls geprüften
Alternativen in einer Übersicht."

 

26. § 28 Abs. 1 lautet:

"(1) Die Behörde hat den Antrag um Genehmigung einer Anlage oder um
Genehmigung einer wesentlichen Änderung einer Anlage im redaktionellen
Teil zweier im Bundesland weit verbreiteter Tageszeitungen und auf der
Internetseite der Behörde bekannt zu geben. Betriebs- und
Geschäftsgeheimnisse sind zu wahren."

 

27. Nach § 28 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:

"(1a) Die Bekanntgabe gemäß Abs. 1 hat jedenfalls folgende Informationen
zu enthalten:

1. den Hinweis, bei welcher Behörde der Antrag sowie die zum Zeitpunkt der
Bekanntmachung bei der Behörde vorliegenden wichtigsten
entscheidungsrelevanten Berichte und Empfehlungen innerhalb eines
bestimmten, mindestens sechs Wochen betragenden Zeitraums während
der Amtsstunden zur Einsichtnahme aufliegen und dass jedermann
innerhalb dieses mindestens sechswöchigen Zeitraums zum Antrag Stellung
nehmen kann;

2. den Hinweis, dass die Entscheidung mit Bescheid erfolgt;

3. den Hinweis, dass allfällige weitere entscheidungsrelevante
Informationen, die zum Zeitpunkt der Bekanntmachung noch nicht
vorgelegen sind, in der Folge während des Genehmigungsverfahrens bei der
Behörde während der Amtsstunden zur Einsichtnahme aufliegen;

4. gegebenenfalls den Hinweis, dass Kontaktnahmen und Konsultationen
gemäß § 29 erforderlich sind."

 

28. § 28 Abs. 4 lautet:

"(4) Die Behörde hat im redaktionellen Teil zweier im Bundesland weit
verbreiteter Tageszeitungen und auf der Internetseite der Behörde bekannt



zu geben, dass die Entscheidung über die Genehmigung einer Anlage
innerhalb eines bestimmten, mindestens sechs Wochen betragenden
Zeitraums bei der Behörde während der Amtsstunden zur Einsichtnahme
aufliegt. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sind zu wahren. Diese
Bekanntgabe hat auch Angaben über das Verfahren zur Beteiligung der
Öffentlichkeit zu enthalten."

 

29. Im § 29 Abs. 2 wird nach dem Wort "Antragsunterlagen" die Wortfolge
"sowie allfällige weitere entscheidungsrelevante Unterlagen, die der Behörde
zum Zeitpunkt der Bekanntgabe gemäß Abs. 1 noch nicht vorgelegen sind,"
eingefügt.

 

30. § 29 Abs. 3 lautet:

"(3) Einem am Verfahren teilnehmenden Staat sind ferner die Ergebnisse
des Ermittlungsverfahrens, die wesentlichen Entscheidungsgründe, Angaben
über das Verfahren zur Beteiligung der Öffentlichkeit und die Entscheidung
über den Genehmigungsantrag zu übermitteln."

 

31. Im § 30 Z. 5 wird der Punkt am Ende durch einen Strichpunkt ersetzt,
folgende Z. 6 und 7 werden angefügt:

"6. Umweltorganisationen, die gemäß § 19 Abs. 7
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 (UVP-G 2000), BGBl. Nr.
697/1993 zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 14/2005,
anerkannt sind, soweit sie während der Auflagefrist gemäß § 28 schriftliche
Einwendungen erhoben haben; die Umweltorganisationen können die
Einhaltung von Umweltschutzvorschriften im Verfahren geltend machen und
Rechtsmittel ergreifen;

7. Umweltorganisationen aus einem anderen Staat,

a) sofern für die zu genehmigende Errichtung, den zu genehmigenden
Betrieb oder die zu genehmigende wesentliche Änderung einer Anlage im
Sinn des § 1 Abs. 2a eine Benachrichtigung des anderen Staates gemäß §
29 erfolgt ist,

b) sofern die zu genehmigende Errichtung, der zu genehmigende Betrieb
oder die zu genehmigende wesentliche Änderung einer Anlage im Sinn des §
1 Abs. 2a voraussichtlich Auswirkungen auf jenen Teil der Umwelt des
anderen Staates hat, für deren Schutz die Umweltorganisation eintritt,

c) sofern sich die Umweltorganisation im anderen Staat am
Genehmigungsverfahren betreffend einer Anlage im Sinn des § 1 Abs. 2a
beteiligen könnte, wenn diese Anlage im anderen Staat errichtet, betrieben
oder wesentlich geändert wird, und

d) soweit sie während der Auflagefrist gemäß § 28 schriftliche
Einwendungen erhoben haben; die Umweltorganisationen können die
Einhaltung von Umweltschutzvorschriften im Verfahren geltend machen und
Rechtsmittel ergreifen."

 

32. § 34 Abs. 2 Z. 3 entfällt; das Wort "oder" am Ende der Z. 2 entfällt und
wird am Ende der Z. 1 eingefügt.

 

33. Im § 34 werden nach dem Abs. 2 folgende Abs. 3 und 4 eingefügt:



"(3) Ist die durch die Anlage verursachte Umweltverschmutzung so stark,
dass neue Emissionsgrenzwerte festgelegt werden müssen, hat die Behörde
die Inhaberin oder den Inhaber einer Anlage auch vor Ablauf der
Zehnjahresfrist (Abs. 1) mit Bescheid zur Vorlage eines Konzepts zur
Durchführung von Anpassungsmaßnahmen im Sinn des Abs. 1 aufzufordern.
Die Vorlage dieses Konzepts gilt als Antrag um Genehmigung einer
wesentlichen Änderung im Sinn des § 1a Abs. 2 Z. 7. Im
Änderungsgenehmigungsbescheid hat die Behörde jedenfalls eine
angemessene Frist zur Durchführung der Anpassungsmaßnahmen
festzulegen.

(4) Ist die Umweltverschmutzung so erheblich, dass die Gesundheit, das
Leben oder das Eigentum nicht hinreichend geschützt sind, oder wird eine
der im Abs. 1 genannten Fristen ungeachtet wiederholter Mahnung unter
Hinweis auf die Rechtsfolgen nicht eingehalten, hat die Behörde die
Schließung der Anlage oder der Anlagenteile, von der oder denen die
Umweltverschmutzung ausgeht, zu verfügen. Die Verfügung ist aufzuheben,
wenn die erforderlichen Umsetzungsmaßnahmen abgeschlossen sind."

 

34. Nach § 38 werden folgende §§ 38a bis 38e eingefügt:

"§ 38a

Gelände für industrielle Tätigkeiten in Ballungsräumen

(1) Die Landesregierung hat dem Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft binnen angemessener Frist,
jedenfalls aber vor dem in § 38b Abs. 1 genannten Zeitpunkt bekannt zu
geben, welche Gelände für industrielle Tätigkeiten mit Anlagen im Sinn des
§ 1 Abs. 2a sich im Ballungsraum Linz befinden.

(2) Die Landesregierung hat die Ergebnisse der Erhebungen gemäß Abs. 1
dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft laufend zugänglich zu machen sowie jährlich zum 15. Juni
in Form eines für das vorangegangene Kalenderjahr aktualisierten Berichts
zu übermitteln. Der Bericht der Landesregierung hat jedenfalls eine
kartographische Darstellung der Gelände für industrielle Tätigkeiten mit
Anlagen im Sinn des § 1 Abs. 2a im Ballungsraum Linz zu umfassen.

 

§ 38b

Strategische Teil-Umgebungslärmkarten

(1) Bis spätestens 31. Mai 2012 und danach alle fünf Jahre hat die
Landesregierung für den Ballungsraum Linz eine strategische Teil-
Umgebungslärmkarte für alle in diesem Gebiet gelegenen Gelände für
industrielle Tätigkeiten mit Anlagen im Sinn des § 1 Abs. 2a auszuarbeiten
oder bereits bestehende strategische Teil-Umgebungslärmkarten zu
überprüfen und mit den jeweils im Zusammenhang stehenden
Mindestinformationen dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft zugänglich zu machen sowie als Bericht in
dem durch Verordnung gemäß § 38f festgelegten Dateiformat zu
übermitteln.

 

(2) Die Landesregierung hat zur Erfüllung der Aufgabe gemäß Abs. 1 und
zur Sicherstellung der Ausarbeitung einer gemeinsamen strategischen
Umgebungslärmkarte für Gelände für industrielle Tätigkeiten eine
Zusammenarbeit mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft,



Umwelt und Wasserwirtschaft anzustreben.

 

(3) Die strategischen Teil-Umgebungslärmkarten nach Abs. 1 und die
jeweils im Zusammenhang stehenden Mindestinformationen haben
bezüglich Darstellung, Aufmachung, Datenformat und Inhalt den durch
Verordnung gemäß § 38f festgelegten Anforderungen zu entsprechen.

 

§ 38c

Teil-Aktionspläne

(1) Bis spätestens 31. Mai 2013 hat die Landesregierung für den
Ballungsraum Linz einen Teil-Aktionsplan für Gelände für industrielle
Tätigkeiten mit Anlagen im Sinn des § 1 Abs. 2a auszuarbeiten und
einschließlich einer Kurzfassung dem Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zugänglich zu machen sowie
als Bericht in dem durch Verordnung gemäß § 38f festgelegten Dateiformat
zu übermitteln.

(2) Die Landesregierung hat zur Erfüllung der Aufgabe gemäß Abs. 1 und
zur Sicherstellung der Ausarbeitung von aufeinander abgestimmten Teil-
Aktionsplänen und Aktionsplänen eine Zusammenarbeit mit dem
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft
anzustreben und insbesondere die erforderlichen Informationen
auszutauschen.

(3) Die Teil-Aktionspläne haben den durch Verordnung gemäß § 38f
festgelegten Mindestanforderungen zu entsprechen und sind anhand
aktueller Erfordernisse, die sich aus dem Lärmschutz, der Lärmminderung
oder der Lärmverhütung ergeben, mindestens alle fünf Jahre nach dem
Zeitpunkt ihrer Ausarbeitung zu überprüfen und erforderlichenfalls zu
überarbeiten.

(4) In den Teil-Aktionsplänen sind geeignete Maßnahmen vorzusehen, wenn
sich auf Grund der Schwellenwerte, insbesondere unter Heranziehung der
Belästigungswirkung und einer Dosis-Wirkung-Relation ergibt, dass der
Umgebungslärm in bestimmten erhobenen Situationen schädliche
Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit haben kann, eine
unzumutbare Belästigung darstellen kann oder die Einhaltung geltender
Grenzwerte nicht gewährleistet erscheint. Die Maßnahmen sind nach
Maßgabe der für die jeweilige Anlage anzuwendenden
Verwaltungsvorschriften vorzusehen.

(5) Durch Abs. 1 bis 4 werden keine subjektiven Rechte begründet.

 

§ 38d

Umweltprüfung für Teil-Aktionspläne

(1) Teil-Aktionspläne sind einer Umweltprüfung zu unterziehen, wenn sie
geeignet sind,

1. Grundlage für ein Projekt zu sein, das gemäß dem Anhang 1 des
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 (UVP-G 2000), BGBl. Nr.
697/1993 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 14/2005, einer
Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt, oder

2. Europaschutzgebiete (§ 24 Oö. Natur- und Landschaftsschutzgesetz
2001) erheblich zu beeinträchtigen.



Eine Umweltprüfung ist jedoch dann nicht erforderlich, wenn es sich um
geringfügige Änderungen von Teil-Aktionsplänen oder um die Nutzung
kleiner Gebiete handelt. Die Landesregierung kann dazu mit Verordnung
nähere Bestimmungen einschließlich der erforderlichen Schwellen- und
Grenzwerte erlassen, wobei insbesondere die im Abs. 2 genannten Kriterien
zu berücksichtigen sind.

(2) Teil-Aktionspläne, für die nicht bereits eine Pflicht zur Umweltprüfung
nach Abs. 1 besteht, sind nur dann einer Umweltprüfung zu unterziehen,
wenn sie voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen haben. Zum
Zweck dieser Beurteilung hat eine Umwelterheblichkeitsprüfung auf der
Grundlage von einheitlichen Prüfkriterien zu erfolgen. Dabei sind
insbesondere zu berücksichtigen:

1. die Größenordnung, mit der die Planung für andere Programme oder
Pläne oder für Projekte und andere Tätigkeiten in Bezug auf deren Standort,
Art, Größe und Betriebsbedingungen oder durch die Inanspruchnahme von
Ressourcen einen Rahmen setzt;

2. die Bedeutung der Planung für die Einbeziehung der Umwelterwägungen,
insbesondere im Hinblick auf die Förderung der nachhaltigen Entwicklung
sowie für die Planung relevanten Umweltprobleme;

3. die Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit der
Auswirkungen;

4. der kumulative und grenzüberschreitende Charakter, der Umfang und die
räumliche Ausdehnung der Auswirkungen, sowie die Auswirkungen auf die
unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders geschützten
Gebiete;

5. die Risken für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt;

6. die Bedeutung und die Sensibilität des voraussichtlich betroffenen
Gebiets.

Die Landesregierung kann einheitliche Prüfkriterien einschließlich der dazu
erforderlichen Schwellen- und Grenzwerte durch Verordnung festlegen.

(3) Teil-Aktionspläne, für die gemäß Abs. 1 oder 2 eine Pflicht zur
Umweltprüfung besteht, sind einer Umweltprüfung nach diesem
Landesgesetz nicht zu unterziehen, wenn sie im Rahmen eines Aktionsplans
des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft einer Umweltprüfung nach dem Bundes-
Umgebungslärmschutzgesetz, BGBl. I Nr. 60/2005, unterzogen werden.

(4) Vor der Erlassung oder Änderung von Teil-Aktionsplänen hat die
Landesregierung folgenden Stellen oder Institutionen innerhalb einer
angemessenen Frist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben:

1. den in Betracht kommenden Bundesdienststellen;

2. den Landesregierungen anderer Bundesländer, soweit deren Interessen
berührt werden;

3. den betroffenen Gemeinden;

4. der Wirtschaftskammer Oberösterreich;

5. der Landwirtschaftskammer für Oberösterreich;

6. der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Oberösterreich;

7. der Oö. Umweltanwaltschaft;

8. sonstigen Körperschaften öffentlichen Rechts, von denen bekannt ist,



dass ihre Interessen berührt werden.

Zur Frage der Umwelterheblichkeit gemäß Abs. 1 und 2 und zur Frage des
erforderlichen Prüfungsumfangs des Umweltberichts gemäß Abs. 6 Z. 1 ist
eine Stellungnahme der Oö. Umweltanwaltschaft einzuholen.

(5) Das Ergebnis der Umwelterheblichkeitsprüfung ist in den jeweiligen
Planungsberichten zu dokumentieren. Ergibt die
Umwelterheblichkeitsprüfung, dass der Teil-Aktionsplan keiner
Umweltprüfung zu unterziehen ist, ist diese Feststellung einschließlich der
dafür maßgeblichen Gründe beim Amt der Landesregierung und den von
den Teil-Aktionsplänen jeweils betroffenen Bezirksverwaltungsbehörden
binnen einer Frist von vier Wochen zur öffentlichen Einsicht aufzulegen; auf
diese Auflage ist durch Anschlag an der Amtstafel beim Amt der
Landesregierung und bei den von den Teil-Aktionsplänen jeweils
betroffenen Bezirksverwaltungsbehörden sowie im Internet hinzuweisen.

(6) Für die Umweltprüfung gelten folgende verfahrensrechtliche
Besonderheiten:

1. Auf Grund des festgestellten erforderlichen Prüfungsumfangs ist ein
Umweltbericht zu erstellen. Darin sind die voraussichtlichen erheblichen
Umweltauswirkungen, die die Verwirklichung der Teil-Aktionspläne auf die
Umgebung hat, einschließlich der Ergebnisse der Prüfung von möglichen,
vernünftigen Alternativen darzustellen und zu bewerten, wobei
insbesondere die Kriterien des Anhangs I der Richtlinie 2001/42/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung
der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme, ABl. Nr. L 197
vom 21.7.2001 zu berücksichtigen sind.

2. Der Umweltbericht ist als Bestandteil des jeweiligen Planungsberichts
gemeinsam mit der Planung beim Amt der Landesregierung und bei den von
der Planung jeweils betroffenen Bezirksverwaltungsbehörden zur
öffentlichen Einsicht aufzulegen. Auf die Planauflage ist durch Anschlag an
der Amtstafel beim Amt der Landesregierung und bei den von der Planung
jeweils betroffenen Bezirksverwaltungsbehörden sowie im Internet
hinzuweisen; gleichzeitig ist auf die Möglichkeit hinzuweisen, zum
Planungsbericht innerhalb von acht Wochen Stellung zu nehmen.

3. Bei zu erwartenden erheblichen Umweltauswirkungen auch außerhalb des
Landesgebiets sind die davon betroffenen Nachbarstaaten vor Auflage der
Planung und vor Beschlussfassung gesondert zur Abgabe einer
Stellungnahme unter Gewährung einer angemessenen Frist einzuladen.

4. Bei der Beschlussfassung des Teil-Aktionsplans ist auf die
Stellungnahmen zu den Umweltauswirkungen sowie auf die Ergebnisse des
Umweltberichts Rücksicht zu nehmen.

5. Der Planungsbericht hat eine zusammenfassende Erklärung zu enthalten,
wie Umwelterwägungen in den Teil-Aktionsplan einbezogen und wie der
Umweltbericht und die Stellungnahmen zu Umweltauswirkungen bei der
Entscheidungsfindung berücksichtigt worden sind, sowie welche allfälligen
Maßnahmen zur Überwachung gemäß Abs. 7 zu ergreifen sind; der
Planungsbericht und die zusammenfassende Erklärung sind nach
Beschlussfassung des Teil-Aktionsplans beim Amt der Landesregierung und
den von der Planung jeweils betroffenen Bezirksverwaltungsbehörden
binnen einer Frist von vier Wochen zur öffentlichen Einsicht aufzulegen; auf
diese Auflage ist durch Anschlag an der Amtstafel beim Amt der
Landesregierung und bei den von der Planung jeweils betroffenen
Bezirksverwaltungsbehörden sowie im Internet hinzuweisen.

6. Den von erheblichen Umweltauswirkungen betroffenen Nachbarstaaten ist
eine Ausfertigung des Planungsberichts und der erforderlichen
Planunterlagen zu übermitteln.



(7) Die Landesregierung hat die Ausführungen von Teil-Aktionsplänen, für
die eine Umweltprüfung durchgeführt wurde, zu überwachen und im
Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten Maßnahmen zu ergreifen, wenn auf
Grund der Verwirklichung der Teil-Aktionspläne unvorhergesehene
nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt drohen oder bereits eingetreten
sind.

 

§ 38e

Information der Öffentlichkeit

(1) Die Entwürfe von Teil-Aktionsplänen und die zugehörigen strategischen
Teil-Umgebungslärmkarten sind von der Landesregierung öffentlich
aufzulegen und über elektronische Medien allgemein zugänglich zu machen.
Die öffentliche Auflage ist in zwei verbreiteten Tageszeitungen sowie in
elektronischer Form bekannt zu machen. Der Öffentlichkeit ist die
Möglichkeit einzuräumen, innerhalb von sechs Wochen nach öffentlicher
Auflage schriftlich Stellung zu nehmen. Die Stellungnahmen sind
zusammenfassend zu würdigen. Zur Berücksichtigung dieser
Stellungnahmen ist eine Dokumentation zu erstellen und der Öffentlichkeit
zugänglich zu machen.

(2) Die Kundmachung hat den Ort, den Zeitraum der Auflegung
(Auflegungsfrist) und die Amtsstunden, während deren in die Unterlagen
Einsicht genommen werden kann, die Fundstelle in elektronischen Medien
sowie den Hinweis zu enthalten, dass es jeder Person freisteht, gegenüber
der Behörde innerhalb der Auflegungsfrist Stellungnahmen schriftlich
abzugeben.

(3) Die Behörde hat die strategischen Teil-Umgebungslärmkarten und Teil-
Aktionspläne gesammelt für die Einsichtnahme der Öffentlichkeit
bereitzuhalten sowie die Verteilung über elektronische Medien zu
ermöglichen. Diese Informationen sind durch begleitende
zusammenfassende Darstellungen der wichtigsten Punkte deutlich und
verständlich zu gestalten.

(4) Durch Abs. 1 bis 3 werden keine subjektiv-öffentlichen Rechte
begründet. Die Bestimmungen des III. Abschnitts werden dadurch nicht
berührt.

 

§ 38f

Verordnungsermächtigung - Umgebungslärm

Die Landesregierung wird ermächtigt, unter Bedachtnahme auf die Ziele
dieses Landesgesetzes und die umzusetzenden Regelungen der
Europäischen Gemeinschaft sowie auf die Erfahrungen und Erkenntnisse im
Bereich des Lärmschutzes, der Lärmminderung und der Lärmverhütung
durch Verordnung nähere Regelungen festzulegen über

1. die Lärmindizes,

2. die Bewertungsmethoden für Lärmindizes,

3. die Schwellenwerte und Methoden zur Bewertung der
gesundheitsschädlichen Auswirkungen,

4. die Anforderungen für die Ausarbeitung von strategischen Teil-
Umgebungslärmkarten und von Teil-Aktionsplänen sowie der jeweils im
Zusammenhang stehenden Mindestinformationen,



5. der elektronischen Datenformate für die Übermittlung der strategischen
Teil-Umgebungslärmkarten, Teil-Aktionspläne und Berichte.

In einer solchen Verordnung kann auch die Verbindlichkeit von technischen
Normen und Richtlinien, wie sie insbesondere in den Anhängen der Richtlinie
2002/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2002
über die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm, ABl. Nr. L 189
vom 18.7.2002, S. 12, oder in Europäischen Normen (EN-Normen)
enthalten sind, angeordnet werden."

 

35. Im § 40 werden nach Abs. 2 folgende Abs. 2a und 2b eingefügt:

"(2a) Unverzüglich nach einer wesentlichen Vergrößerung der in der
Mitteilung gemäß Abs. 2 angegebenen Menge oder einer wesentlichen
Änderung der Beschaffenheit oder der physikalischen Form der vorhandenen
gefährlichen Stoffe oder einer Änderung der Verfahren, bei denen diese
Stoffe eingesetzt werden, oder einer Änderung des Betriebs, aus der sich
erhebliche Auswirkungen auf die Gefahren im Zusammenhang mit schweren
Unfällen ergeben können, hat die Inhaberin oder der Inhaber des Betriebs
der Behörde eine entsprechend geänderte Mitteilung zu übermitteln.

(2b) Die Inhaberin oder der Inhaber des Betriebs hat der Behörde die
endgültige Schließung der Anlage unverzüglich mitzuteilen."

 

36. § 40 Abs. 9 erster Satz lautet:

"Inhaberinnen und Inhaber von Betrieben gemäß § 39 Abs. 1 Z. 2 haben
nach Anhörung des Betriebsrats oder, wenn ein solcher nicht besteht, der
Beschäftigten einschließlich des relevanten langfristig beschäftigten
Personals von Subunternehmen, einen internen Notfallplan für Maßnahmen
innerhalb des Betriebs zu erstellen."

 

37. § 40 Abs. 11 Z. 1 erster Teilsatz lautet:

"die von einem schweren Unfall eines Betriebs möglicherweise betroffenen
Personen und die Inhaberinnen oder die Inhaber der von einem schweren
Unfall eines Betriebs möglicherweise betroffenen Einrichtungen mit
Publikumsverkehr (wie etwa Schulen und Krankenhäuser) über die
Gefahren, die Sicherheitsmaßnahmen und das richtige Verhalten im Fall
eines schweren Unfalls regelmäßig, längstens alle fünf Jahre, ohne
Aufforderung zu informieren;"

 

38. Im § 41 Abs. 1 Z. 1 wird der Strichpunkt durch einen Beistrich ersetzt
und die Wortfolge "einschließlich der Angaben nach § 40 Abs. 2 Z. 1 und 6;"
angefügt.

 

39. Nach § 41 wird folgender Va. Abschnitt eingefügt.

"Va. ABSCHNITT

UMSETZUNG VON GEMEINSCHAFTSRECHTLICHEN
ANLAGENBESTIMMUNGEN

§ 41a

Verordnungsermächtigung



(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, unter Bedachtnahme auf die Ziele
dieses Landesgesetzes und die umzusetzenden Regelungen der
Europäischen Gemeinschaft für Anlagen im Sinn des § 1 Abs. 2a sowie für
sonstige ortsfeste technische Einheiten, in denen Tätigkeiten durchgeführt
werden, die Auswirkungen auf die Emissionen und die
Umweltverschmutzung haben können, durch Verordnung festzulegen:

1. die erforderlichen Messungen oder andere geeignete Verfahren zur
Bestimmung von Emissionen entsprechend den jeweiligen Arten von
Anlagen oder Schadstoffen;

2. die Art, den Aufbau und die Führung von Aufzeichnungen über
Messungen von Emissionen nach Z. 1 und die Form der Übermittlung dieser
Aufzeichnungen an die Behörde;

3. die nach dem Stand der Technik und dem Stand der medizinischen
Wissenschaft zum Schutz der in § 27 Abs. 1 Z. 1, 2, 3, 5 und 7
umschriebenen Interessen erforderlichen näheren Vorschriften über die
Bauart, die Betriebsweise, die Ausstattung oder das zulässige Ausmaß von
Emissionen.

Für bereits genehmigte Anlagen sind abweichende Bestimmungen oder
Ausnahmen vorzusehen, wenn sie nach dem Stand der Technik und dem
Stand der medizinischen Wissenschaft wegen der Unverhältnismäßigkeit
zwischen dem Aufwand der Erfüllung und dem dadurch erreichbaren Nutzen
für die zu schützenden Interessen sachlich gerechtfertigt sind.

(2) In einer Verordnung gemäß Abs. 1 kann vorgesehen werden, dass
Inhaberinnen und Inhaber von Betriebsanlagen an Stelle der Erfüllung der
Anforderungen nach Abs. 1 die Emissionen nach Maßgabe eines
betrieblichen Reduktionsplans verringern dürfen und dass dieser
Reduktionsplan der bescheidmäßigen Genehmigung durch die Behörde
bedarf; wenn der Reduktionsplan erfüllt ist, muss eine gleichwertige
Verringerung der Emissionen erreicht sein wie bei der Erfüllung der
entsprechenden Anforderungen der Verordnung. In der Verordnung können
auch nähere Anforderungen an die Reduktionspläne sowie darüber, wie die
Inhaberin oder der Inhaber der Betriebsanlage die Erfüllung der
vorgeschriebenen Reduktionspläne nachzuweisen hat, festgelegt werden.

(3) Abweichungen von einer Verordnung nach Abs. 1 dürfen auf Antrag mit
Bescheid zugelassen werden, wenn durch geeignete Maßnahmen
sichergestellt ist, dass der gleiche Schutz erreicht ist, wie er bei der
Einhaltung einer Verordnung nach Abs. 1a ohne solche Maßnahmen zu
erwarten ist.

(4) Durch eine Verordnung gemäß Abs. 1 soll insbesondere die Richtlinie
1999/13/EG des Rates vom 11. März 1999 über die Begrenzung von
Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen, die bei bestimmten
Tätigkeiten und in bestimmten Anlagen bei der Verwendung organischer
Lösungsmittel entstehen, ABl. Nr. L 085 vom 29.3.1989, S. 1, umgesetzt
werden."

40. Die Überschrift des VI. Abschnitts lautet: "GEMEINSAME
BESTIMMUNGEN FÜR DEN IV., V. und Va. ABSCHNITT"

41. § 42 Abs. 2 Z. 4 lautet:

"4. entgegen § 40 Abs. 2, § 40 Abs. 2a oder § 40 Abs. 2b nicht rechtzeitig
vor der Errichtung oder nach der Schließung des Betriebs die notwendigen
Mitteilungen vornimmt,"

42. Im § 42 Abs. 2 wird der Punkt am Ende der Z. 10 durch einen Beistrich
ersetzt und folgende Z. 11 angefügt:



"11. Gebote oder Verbote gemäß einer Verordnung nach § 41a nicht
einhält."

43. Im § 43 Abs. 1 wird nach der Bezeichnung "V." die Bezeichnung "Va."
eingefügt.

44. § 45 Abs. 3 und Abs. 4 lauten:

"(3) Die Inhaberin oder der Inhaber eines zum Zeitpunkt des In-Kraft-
Tretens der Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2006 bestehenden, unter § 39
Abs. 1 fallenden Betriebs, der nach der bisher geltenden Rechtslage nicht
unter den V. Abschnitt dieses Landesgesetzes gefallen ist, hat der Behörde
die zur Erfüllung des § 40 Abs. 2 erforderlichen Angaben unverzüglich,
jedenfalls aber innerhalb von drei Monaten nach dem In-Kraft-Treten der
Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2006 zu übermitteln.

(4) Die Inhaberin oder der Inhaber eines zum Zeitpunkt des In-Kraft-
Tretens der Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2006 bestehenden, unter § 39
Abs. 1 Z. 1 fallenden Betriebs, der nach der bisher geltenden Rechtslage
nicht unter den V. Abschnitt dieses Landesgesetzes gefallen ist, hat das
Sicherheitskonzept unverzüglich, jedenfalls aber innerhalb von drei Monaten
nach dem In-Kraft-Treten der Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2006
auszuarbeiten, zu verwirklichen und zur Einsicht der Behörde
bereitzuhalten."

 

45. § 45 Abs. 5 erster Satz lautet:

"Die Inhaberin oder der Inhaber eines zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens
der Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2006 bestehenden, unter § 39 Abs. 1
Z. 2 fallenden Betriebs, der nach der bisher geltenden Rechtslage nicht
unter den V. Abschnitt dieses Landesgesetzes gefallen ist, hat den
Sicherheitsbericht (§ 40 Abs. 6 und 8) unverzüglich, jedenfalls aber
innerhalb eines Jahres nach dem In-Kraft-Treten der
Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2006 zu erstellen und der Behörde zu
übermitteln."

 

46. § 45 Abs. 6 erster Satz lautet:

"Die Inhaberin oder der Inhaber eines zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens
der Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2006 bestehenden, unter § 39 Abs. 1
Z. 2 fallenden Betriebs, der nach der bisher geltenden Rechtslage nicht
unter den V. Abschnitt dieses Landesgesetzes gefallen ist, hat einen
internen Notfallplan im Sinn des § 40 Abs. 9 unverzüglich, jedenfalls aber
innerhalb eines Jahres nach dem In-Kraft-Treten der
Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2006 zu erstellen."

 

47. Anhang 2 lautet:

"ANHANG 2

Stoffliste zum V. Abschnitt dieses Landesgesetzes

Einleitung

1. Die für die Anwendung des V. Abschnitts dieses Landesgesetzes zu
berücksichtigenden Mengen sind Höchstmengen, die nach den technischen
Möglichkeiten eines Betriebs vorhanden sein können; die in Teil 1 und 2
genannten Mengen gelten pro Betrieb. Mengen bis zu 2 % der jeweiligen
Mengenschwelle können unbeschadet des § 40 Abs. 6 unberücksichtigt
bleiben, wenn sie auf Grund ihrer Verwahrung oder des Abstands zu



anderen Betriebsteilen nicht als Auslöser eines schweren Unfalls in Frage
kommen.

2. Ein Betrieb fällt unter die Bestimmungen dieses Abschnitts, wenn

a) eine Mengenschwelle nach Teil 1 erreicht wird;

b) eine Mengenschwelle nach Teil 2 erreicht wird;

c) eine in Teil 1 genannte Mengenschwelle nicht erreicht wird, jedoch im
Betrieb Stoffe und Zubereitungen der gleichen Kategorie nach Teil 2
vorhanden sind und sich nach der Additionsregel (Z. 3 dieser Einleitung)
eine Mengenschwellenüberschreitung ergibt;

d) eine in Teil 2 genannte Mengenschwelle nicht erreicht wird, jedoch im
Betrieb Stoffe und Zubereitungen nach Z. 1 und 2 jeweils unterhalb der
Mengenschwellen von Teil 2 vorhanden sind und sich für diese gemeinsam
nach der Additionsregel (Z. 3 dieser Einleitung) eine
Mengenschwellenüberschreitung ergibt;

e) eine in Teil 2 genannte Mengenschwelle nicht erreicht wird, jedoch im
Betrieb Stoffe und Zubereitungen nach Z. 3, 4, 5, 6, 7, 8 und 9 jeweils
unterhalb der Mengenschwellen von Teil 2 vorhanden sind und sich für diese
gemeinsam nach der Additionsregel (Z. 3 dieser Einleitung) eine
Mengenschwellenüberschreitung ergibt;

f) eine in Teil 2 genannte Mengenschwelle nicht erreicht wird, jedoch im
Betrieb Stoffe und Zubereitungen nach Z. 10 und 11 jeweils unterhalb der
Mengenschwellen von Teil 2 vorhanden sind und sich für diese gemeinsam
nach der Additionsregel (Z. 3 dieser Einleitung) eine
Mengenschwellenüberschreitung ergibt.

3. In Anwendung von Z. 2 lit. c, d, e und f dieser Einleitung sind die
Quotienten aus den Einzelmengen an Stoffen / an Zubereitungen nach Teil
1 oder 2 mit den entsprechenden Mengenschwellen zu bilden. Ein Betrieb
fällt unter die Bestimmungen dieses Abschnitts, wenn die Summe dieser
Quotienten eine Zahl ergibt, die gleich oder größer als die Zahl 1 ist.

4. Bei Stoffen und Zubereitungen mit Eigenschaften, die zu mehr als einer
Einstufung Anlass geben, gilt der jeweils niedrigste Schwellenwert.

5. Zubereitungen werden als reine Stoffe betrachtet, falls sie nach ihrer
Einstufung die gleichen gefährlichen Eigenschaften besitzen wie der
kennzeichnende Reinstoff; ausgenommen sind jene Ziffern in Teil 1 und 2,
bei denen eine eigene prozentuale Zusammensetzung oder andere
Beschreibung angegeben ist.

6. Für die Einstufung der Stoffe und Zubereitungen sind die einschlägigen
chemikalienrechtlichen Vorschriften, insbesondere das Chemikaliengesetz
1996, BGBl. I Nr. 53/1997, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
I Nr. 98/2004, die Chemikalienverordnung 1999, BGBl. II Nr. 81/2000 in
der Fassung BGBl. III Nr. 103/2005 und die Giftliste-Verordnung 2002,
BGBl. II Nr. 126/2003, heranzuziehen. Für die Einstufung
explosionsgefährlicher Stoffe nach Z. 4 und 5 des Teils 2 ist auch das
Europäische Übereinkommen über die internationale Beförderung
gefährlicher Güter auf der Straße (UN/ADR), BGBl. Nr. 522/1973 in der
Fassung der Kundmachung BGBl. III Nr. 53/2005 heranzuziehen. Ist ein
Stoff oder eine Zubereitung nach Z. 4 oder Z. 5 von Teil 2 sowohl nach
UN/ADR als auch nach chemikalienrechtlichen Bestimmungen eingestuft,
hat die UN/ADR-Einstufung Vorrang vor der chemikalienrechtlichen
Einstufung.

7. Auf Stoffe und Zubereitungen, welche nicht dem Chemikaliengesetz
1996, BGBl. I Nr. 53/1997, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.



I Nr. 98/2004, unterliegen (z.B. Abfall), aber dennoch in einem Betrieb
vorhanden sind oder vorhanden sein können und unter den im Betrieb
angetroffenen Bedingungen hinsichtlich ihres Potenzials für einen schweren
Unfall gleichwertige Eigenschaften besitzen oder besitzen können, ist
Anhang B der Chemikalienverordnung 1999, BGBl. II Nr. 81/2000 in der
Fassung BGBl. III Nr. 103/2005 sinngemäß anzuwenden. Für die Einstufung
explosionsgefährlicher Stoffe nach Z. 4 und 5 des Teils 2 gilt der zweite und
dritte Satz des Punktes 6. dieser Einleitung.

8. Im Sinn dieser Anlage wird als Gas jeder Stoff bezeichnet, der bei einer
Temperatur von 20° C einen absoluten Dampfdruck von mindestens 101,3
kPa hat. Im Sinn dieser Anlage wird als Flüssigkeit jeder Stoff bezeichnet,
der nicht als Gas definiert ist und sich bei einer Temperatur von 20° C und
einem Standarddruck von 101,3 kPa nicht im festen Zustand befindet.

 

Teil 1

Namentlich genannte Stoffe und Zubereitungen

Fällt ein in Teil 1 genannter Stoff oder eine in Teil 1 genannte Zubereitung
oder eine in Teil 1 genannte Gruppe von Stoffen oder Zubereitungen auch
unter eine oder mehrere Kategorien von in Teil 2 genannten Stoffen oder
Zubereitungen, sind die in Teil 1 festgelegten Mengenschwellen
anzuwenden.

Ziffer

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3

Bezeichnung der gefährlichen
Stoffe und Zubereitungen

Mengenschwelle in Tonnen
für die Verwendung von

§ 39 Abs. 1 Z
1

§ 39 Abs. 1
Z 2

1.1 Ammoniumnitrat 5000 10000

1.2 Ammoniumnitrat 1250 5000

1.3 Ammoniumnitrat 350 2500

1.4 Ammoniumnitrat 10 50

2.1 Kaliumnitrat 5000 10000

2.2 Kaliumnitrat 1250 5000

3 Diarsenpentaoxid, Arsensäure
oder ihre Salze

1 2

4 Arsentrioxid (Diarsentrioxid),
arsenige Säure und ihre Salze

0,1 0,1

5 Brom 20 20

6 Chlor 10 25

7

Atemgängige Nickelverbindungen

(Nickelmonoxid, Nickeldioxid,
Nickelsulfid, Trinickel-disulfid,
Dinickeltrioxid)

1 1

8 Ethylenimin (Aziridin) 10 20

9 Fluor 10 20

10 Formaldehyd (C >= 90 %) 5 50



11 Wasserstoff 5 50

12 Chlorwasserstoff (verflüssigtes
Gas)

25 250

13 Bleialkyle 5 50

14 Hochentzündliche verflüssigte
Gase und Erdgas

50 200

15 Acetylen (Ethin) 5 50

16 Ethylenoxid 5 50

17 Propylenoxid 5 50

18 Methanol 200 200

19 4,4-Methylen-bis (2-chloroanilin)
und seine Salze, pulverförmig

0,01 0,01

20 Methylisocyanat 0,15 0,15

21 Sauerstoff 200 200

22 Toluylendiisocyanat 10 100

23 Carbonylchlorid (Phosgen) 0,3 0,75

24 Arsentrihydrid (Arsin) 0,2 1

25 Phosphortrihydrid (Phosphin) 0,2 1

26 Schwefeldichlorid 1 1

27 Schwefeltrioxid 15 75

28
Polychlordibenzofurane und Poly-
chlordibenzodioxine, in TCDD-
Äquivalenten berechnet

0,001 0,001

29

Folgende kanzerogene Stoffe mit
einer Konzentration von über 5
Gew-%:

4-Aminobiphenyl oder seine
Salze, Benzotrichlorid, Benzidin
oder seine Salze,
Bis(chlormethyl)ether,
Chlormethylmethylether,

1,2-Dibromethan, Diethylsulfat,
Dimethylsulfat,
Dimethylcarbamoylchlorid,

1,2-Dibrom-3-chlorpropan, 1,2-
Dimethylhydrazin,
Dimethylnitrosamin,
Hexamethylphosphorsäuretriamid,
Hydrazin, 2-Naphthylamin oder
seine Salze, 4-Nitrodiphenyl und
1,3-ropansulton

0,5 2

30

Erdölerzeugnisse:

a) Ottokraftstoffe und Naphtha

b) Kerosin einschließlich
Turbinenkraftstoffe

2500 25000



c) Gasöle (Dieselkraftstoffe,
Heizöle und Gasölmischströme)

Anmerkungen zu Teil 1:

Zu Z. 1.1:

Gilt für Düngemittel, die zu einer selbstunterhaltenden Zersetzung fähig
sind; dies sind Ammoniumnitrat-Mischdünger/Volldünger, bei denen der von
Ammoniumnitrat abgeleitete Stickstoffgehalt

- gewichtmäßig zwischen 15,75 % und 24,5 % beträgt und die entweder
insgesamt höchstens 0,4 % brennbares organisches Materials enthalten
oder die Anforderungen des Anhangs III der Verordnung (EG) Nr.
2003/2003 über Düngemittel, ABl. Nr. L 301 vom 21.11.2003, S. 1,
erfüllen,

- gewichtsmäßig höchstens 15,75 % beträgt und brennbares organisches
Material keiner Begrenzung unterliegt,

und die nach der Trogprüfung der Vereinten Nationen zu einer
selbstunterhaltenden Zersetzung fähig sind.

Ein von Ammoniumnitrat abgeleiteter Stickstoffgehalt von gewichtsmäßig
15,75 % entspricht 45 % Ammoniumnitrat. Ein von Ammoniumnitrat
abgeleiteter Stickstoffgehalt von gewichtsmäßig 24,5 % entspricht 70 %
Ammoniumnitrat.

Die Bedingungen für die Trogprüfung ("trough test" nach "United Nations
Recommendations on the Transport of Dangerous Goods: Manual of Tests
and Criteria", Teil III Abschnitt 38.2) sind im Internet auf der Homepage
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit abrufbar.

Zu Z. 1.2:

Gilt für reine Ammoniumnitrat-Düngemittel und für Ammoniumnitrat-
Mischdünger/Volldünger, bei denen der von Ammoniumnitrat abgeleitete
Stickstoffgehalt

- gewichtsmäßig größer als 24,5 % ist, ausgenommen Mischungen vom
Ammoniumnitrat und Dolomit, Kalkstein bzw. Calciumcarbonat mit einem
Reinheitsgrad von mindestens 90 %,

- bei Mischungen von Ammoniumnitrat und Ammoniumsulfat gewichtsmäßig
größer als 15,75 % ist,

- bei Mischungen von Ammoniumnitrat und Dolomit, Kalkstein bzw.
Calciumcarbonat mit einem Reinheitsgrad von mindestens 90 %
gewichtsmäßig größer als 28 % ist

und die die Anforderungen des Anhangs III der Verordnung (EG) Nr.
2003/2003 über Düngemittel erfüllen.

Ein von Ammoniumnitrat abgeleiteter Stickstoffgehalt von gewichtsmäßig 28
% entspricht 80 % Ammoniumnitrat.

Zu Z. 1.3:

Gilt für Ammoniumnitrat in technischer Qualität, d.h. Ammoniumnitrat und
Zubereitungen aus Ammoniumnitrat, bei denen der von Ammoniumnitrat
abgeleitete Stickstoffgehalt

- gewichtsmäßig zwischen 24,5 % und 28 % beträgt und die höchstens 0,4
% brennbarer Stoffe enthalten,

- gewichtsmäßig größer als 28 % ist und die höchstens 0,2 % brennbarer



Stoffe enthalten

und für wässrige Lösungen von Ammoniumnitrat, bei denen die
Konzentration von Ammoniumnitrat gewichtsmäßig größer als 80 % ist.

Zu Z. 1.4:

Gilt für nicht spezifikationsgerechtes Material und Düngemittel, die den
Detonationstest nicht bestehen; diese Gruppe umfasst

- zurückgewiesenes Material aus dem Produktionsprozess und für
Ammoniumnitrat und Zubereitungen von Ammoniumnitrat, reine
Ammoniumnitrat-Düngemittel und Ammoniumnitrat-
Mischdünger/Volldünger gemäß den Anmerkungen zu 1.2 und 1.3, die vom
Endverbraucher an einen Hersteller, eine Anlage zur vorübergehenden
Lagerung oder eine Wiederaufbereitungsanlage zum Zweck der
Aufarbeitung, Wiederaufbereitung oder Behandlung zur sicheren
Verwendung zurückgegeben werden oder wurden, weil sie die
Anforderungen der Z. 1.2 oder 1.3 nicht mehr erfüllen, oder

- Düngemittel gemäß den Anmerkungen zu 1.1 und 1.2, die die
Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 2003/2003 über Düngemittel nicht
erfüllen.

Zu Z. 2.1:

Gilt für Mehrnährstoffdünger auf der Basis von Kaliumnitrat mit Kaliumnitrat
in geprillter oder granulierter Form.

Zu Z. 2.2:

Gilt für Mehrnährstoffdünger auf der Basis von Kaliumnitrat mit Kaliumnitrat
in kristalliner Form.

Zu Z. 28:

Die Berechnung der Äquivalenzfaktoren für PCDD und PCDF hat nach dem §
3 Abs. 7 der Luftreinhalteverordnung für Kesselanlagen 1989 - LRV-K 1989,
BGBl. Nr. 19, zuletzt geändert durch die Verordnung BGBl. II Nr. 389/2002,
zu erfolgen.

Zu Z. 30 lit. c:

Brennbare Flüssigkeiten gemäß UN/ADR-Nr. 1202.

 

Teil 2

Kategorien von namentlich nicht in Teil 1 genannten Stoffen und
Zubereitungen

Ziffer Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3

Kategorie der gefährlichen
Stoffe und Zubereitungen

Mengenschwellen in Tonnen
für die Anwendung von

§ 39 Abs. 1 Z
1

§ 39 Abs. 1 Z
2

1 Sehr giftig 5 20

2 Giftig 50 200

3 Brandfördernd 50 200

4
Explosionsgefährlich

50 200



(UN/ADR - Klasse 1.4)

5

Explosionsgefährlich

(UN/ADR - Klassen
1.1,1.2,1.3.,1.5,1.6 oder
Gefahrenhinweise R 2 oder R
3)

10 50

6 Entzündlich 5000 50000

7 Leichtentzündlich 50 200

8 Leichtentzündlich 5000 50000

9 Hochentzündliche Gase und
Flüssigkeiten

10 50

10
Umweltgefährlich
(Gefahrenhinweis R 50 oder R
50/53)

100 200

11 Umweltgefährlich
(Gefahrenhinweis R 51/53)

200 500

12

Stoffe mit Einstufung mit
Gefahren-hinweis R 14 oder R
14/15, soweit nicht in 1 -
11erfasst

100 500

13 Stoffe mit der Einstufung R 29,
soweit nicht in 1 - 11 erfasst

50 200

Anmerkungen zu Teil 2:

Zu Z. 4 und 5:

Als explosionsgefährlich im Sinn des Teils 2 sind auch pyrotechnische Stoffe
oder Zubereitungen zu werten, mit welchen durch selbstständige, nicht
detonierende, unter Freiwerden von Wärme ablaufende Reaktionen Licht,
Gas, Schall, Rauch oder Wärme oder eine Kombination dieser Wirkungen
erzielt werden soll. Diese Definition umfasst auch explosionsgefährliche
oder pyrotechnische Stoffe oder Zubereitungen, die in Gegenständen
enthalten sind. Ist bei Gegenständen, die explosionsgefährliche oder
pyrotechnische Stoffe oder Zubereitungen enthalten, die enthaltene Menge
des Stoffs oder der Zubereitung bekannt, ist für die Zwecke dieses Anhangs
diese Menge maßgebend. Ist die Menge nicht bekannt, ist für die Zwecke
dieses Anhangs der gesamte Gegenstand als explosionsgefährlich zu
behandeln.

Zu Z. 6:

Entzündliche Stoffe oder Zubereitungen im Sinn der Z. 6 sind entzündliche
Flüssigkeiten mit einem Flammpunkt von mindestens 21° C und höchstens
55° C (Gefahrenhinweis R 10), sofern sie eine Verbrennung unterhalten
können.

Zu Z. 7:

Leicht entzündliche Stoffe und Zubereitungen im Sinn der Z. 7 sind
leichtentzündliche Flüssigkeiten mit dem Gefahrenhinweis R 17 oder
flüssige Stoffe und Zubereitungen, die einen Flammpunkt unter 55° C
haben und die unter Druck in flüssigem Zustand bleiben, sofern bei
bestimmten Arten der Behandlung, z.B. unter hohem Druck und bei hoher
Temperatur, das Risiko schwerer Unfälle entstehen kann.



Zu Z. 8:

Leicht entzündliche Stoffe und Zubereitungen im Sinn der Z. 8 sind leicht
entzündliche Flüssigkeiten mit dem Gefahrenhinweis R 11.

 

Zu Z. 9:

Hochentzündliche Stoffe und Zubereitungen im Sinn der Z. 9 sind Gase und
Flüssigkeiten mit dem Gefahrenhinweis R 12 (Gase mit dem
Gefahrenhinweis R 12, die sich in einem gasförmigen oder überkritischen
Zustand befinden) bzw. entzündliche und leicht entzündliche flüssige Stoffe
und Zubereitungen, die auf einer Temperatur oberhalb ihres jeweiligen
Siedebereichs gehalten werden."

 

Artikel II

Dieses Landesgesetz tritt mit Ablauf des Tages seiner Kundmachung im
Landesgesetzblatt für Oberösterreich in Kraft.

 


